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1 Einleitung 

Aktuell steht die Bundesrepublik Deutschland vor der großen Herausforderung der Ur-

banisierung. Im Rahmen des momentanen Trends führt es viele Menschen in die Städte, 

wodurch diese kontinuierlich wachsen.1 Gründe für die derzeitigen Entwicklungen sind 

der Bevölkerungswachstum, die Landflucht und die Attraktivität des Stadtlebens. Prog-

nosen zufolge werden unter anderem Frankfurt sowie Berlin bis 2035 zwischen 11 % 

und 15 % wachsen. Daher muss innerhalb der Städte neuer Wohnraum geschaffen wer-

den, wobei gesunde Wohnverhältnisse zu wahren und auftretende Konflikte, beispiels-

weise durch Lärm, zu lösen sind.2 Mithilfe der BauGB-Novelle 2017 möchte der Gesetz-

geber diesen Prozess koordinieren und das „Neue Zusammenleben in der Stadt“ stär-

ken. Im Gesetzentwurf formulierte die Bundesregierung diesbezüglich eine eindeutige 

Zielsetzung: „Angestrebt werden Städte und Gemeinden, die für soziale Gerechtigkeit 

und Teilhabe stehen, für ein lebendiges, tolerantes und kreatives Miteinander, für eine 

saubere Umwelt und ein intaktes Klima sowie für die Verantwortung für kommende Ge-

nerationen im Sinne der Nachhaltigkeit.“3 Durch konsequente Anpassungen im BauGB 

und in der BauNVO soll die Umsetzung dieser Zielsetzung realisiert werden. 

Den zentralen Auftrag der Bachelorarbeit bildet die Untersuchung der BauGB-Novelle 

2017 hinsichtlich der Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“. Für die 

Durchführung der Bewertung erfolgte eine ausführliche Literaturrecherche. Aufgrund der 

aktuellen Thematik wurden überwiegend elektronische Ressourcen und Fachzeitschrif-

ten verwendet. Der Autor band jedoch zur Beschreibung der Rechtsgrundlagen Geset-

zeskommentare ein. Als Basis für die Analyse findet innerhalb der Bachelorarbeit zu-

nächst eine Vorstellung der BauGB-Novelle 2017, eine Beleuchtung der Thematik 

„Neues Zusammenleben in der Stadt“ und eine Beschreibung des Aufbaus und der we-

sentlichen Inhalte der Städtebaurechtsnovelle statt. Im Hauptteil der Arbeit werden 

sechs ausgewählte Maßnahmen detailliert beschrieben und anschließend gewertet. Ins-

besondere bilden darin die Erweiterung des beschleunigten Verfahrens und die Einfüh-

rung des „Urbanen Gebietes“ wesentliche Schwerpunkte. Die Bewertung der Maßnah-

men erfolgt jeweils anhand von Autorenmeinungen, ausgewählter Planungsgrundsätze 

des Baurechts und eines Artikels vom BMUB. Abschließend werden im Fazit die Analy-

sen aller Maßnahmen zusammengefasst und es wird eine Gesamteinschätzung zur 

BauGB-Novelle 2017 bezüglich der Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“ 

abgegeben.

                                                

1 Vgl. BMUB, S. 1. 
2 Vgl. Hellriegel, gif im Fokus 2017, S. 5. 
3 BT-Drs. 18/10942, S. 2. 
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2 Die BauGB-Novelle 2017 

In diesem Kapitel erfolgt die Darstellung des Hauptgegenstandes der Bachelorarbeit. 

Diesen Hauptgegenstand bildet die BauGB-Novelle 2017, welche in Anhang 1 abgebil-

det ist. Die Betrachtung beinhaltet die Wiedergabe der Entstehungsgeschichte sowie die 

Beschreibung der verschiedenen Zielsetzungen der Städtebaurechtsnovelle. 

2.1 Entstehungsgeschichte der BauGB-Novelle 2017 

Die BauGB-Novelle 2017 stellte die vierte Novellierung auf dem Gebiet des Baurechts 

innerhalb der 18. Legislaturperiode dar. Bereits vor dem Erlass dieser Novelle nahm der 

Gesetzgeber eine Vielzahl an Anpassungen im BauGB durch drei vorangegangene Än-

derungsgesetze vor. Im Bereich der Asylpolitik ergaben sich Modifikationen im BauGB 

durch das „Gesetz über Maßnahmen im Bauplanungsrecht zur Erleichterung der Unter-

bringung von Flüchtlingen“ vom 20. November 2014 sowie durch das „Asylverfahrens-

beschleunigungsgesetz“ vom 20. Oktober 2015. Zudem entstanden im Komplex der 

Windenergie vielfältige Neuerungen im BauGB durch das „Gesetz zur Einführung einer 

Länderöffnungsklausel zur Vorgabe von Mindestabständen zwischen Windenergieanla-

gen und zulässigen Nutzungen“ vom 15. Juli 2014.4 

Der primäre Anlass für die Erarbeitung der Städtebaurechtsnovelle war die Umsetzung 

der UVP-Änderungsrichtline des Europäischen Parlamentes und des Rates der EU vom 

16. April 2014 in nationales Recht. Für die Einbindung dieser Richtlinie galt eine Frist bis 

zum 16. Mai 2017, welche durch das vorliegende Änderungsgesetz vom 04. Mai 2017 

eingehalten wurde.5 Die UVP-Änderungsrichtlinie wird in Kapitel 2.2 kurz erläutert.  

Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens erfolgte der Beschluss des Regierungsent-

wurfes nach intensiven Verhandlungen am 30. November 2016. Am 09. März 2017 be-

schloss der Bundestag nach dem ersten Durchgang im Bundesrat sowie einer öffentli-

chen Anhörung das Änderungsgesetz. Im Bundesrat fand am 31. März 2017 der zweite 

Durchgang statt, bevor die BauGB-Novelle am 13. Mai 2017 in Kraft trat.6 Im November 

2017 erschien eine Neubekanntmachung des Gesetzes. Zudem wurde ein Muster-Ein-

führungserlass zur Städtebaurechtsnovelle erstellt.7 Während der Durchführung des Ge-

setzgebungsverfahrens waren die Neuregelungen zu den Lärmschutzanforderungen für 

das „Urbane Gebiet“, zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte 

Verfahren und zur Bekanntmachung im Internet besonders umstritten. Diese 

                                                

4 Vgl. Battis et al., NVwZ 2017, S. 817. 
5 Vgl. Uechtritz, BauR 2018, S. 1631. 
6 Vgl. Mitschang, 2018, S. 10. 
7 Vgl. Krautzberger/Stüer, DVBl 2018, S. 7. 



 

3 

Veränderungen nahmen bei der Beratung des Gesetzentwurfes im Bundesrat, der an-

schließenden Stellungnahme des Bundesrates und der Gegenäußerung der Bundesre-

gierung eine wichtige Position ein.8 

Das Gesetzgebungsverfahren wurde neben Anhörungen, Beratungen und Gutachten 

auch von einem Planspiel begleitet. Das Deutsche Institut für Urbanistik führte das Plan-

spiel im Auftrag des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung und fachlich 

begleitet vom federführenden Referat beim BMUB durch. Mithilfe des Planspiels erfolgte 

eine Überprüfung der geplanten Bestimmungen der BauGB-Novelle 2017 hinsichtlich 

der Verständlichkeit und der Praktikabilität. Die Begutachtung fand anhand praktischer 

Beispiele durch Normanwender aus insgesamt sechs Kommunalverwaltungen statt. Als 

Kommunen wirkten Bamberg, Köln, Leipzig, Sylt, Tübingen und Zingst beim Planspiel 

mit. Die Ergebnisse des Planspiels wurden in einem Bericht festgehalten und dem Aus-

schuss für Umwelt, Bau und Naturschutz des Deutschen Bundestages zugeleitet.9 Im 

Rahmen dieser Bachelorarbeit fungieren die wesentlichen Erkenntnisse aus dem Plan-

spiel ebenfalls als Analysegrundlage der BauGB-Novelle 2017. 

Nach dem Inkrafttreten der Städtebaurechtsnovelle sind eine Vielzahl flankierender Neu-

regelungen erlassen worden. Diese neuen und zumeist ergänzenden Bestimmungen 

sind unter anderem enthalten im „Gesetz zur Anpassung des Umwelt-Rechtsbehelfsge-

setzes und anderer Vorschriften an europa- und völkerrechtliche Vorgaben“, im „Gesetz 

zur weiteren Verbesserung des Hochwasserschutzes und zur Vereinfachung von Ver-

fahren des Hochwasserschutzes“ und im „Gesetz zur Modernisierung des Rechts der 

Umweltverträglichkeitsprüfung“.10 

2.2 Zielsetzungen der BauGB-Novelle 2017 

Die Zielsetzungen der BauGB-Novelle 2017 sind in der allgemeinen Begründung zum 

Gesetzentwurf der Bundesregierung formuliert und dienen unter anderem zur Systema-

tisierung der getroffenen Maßnahmen. 

Zunächst strebt die Städtebaurechtsnovelle die Umsetzung der UVP-Änderungsrichtlinie 

in nationales Recht an. Diese Richtlinie wurde vom Europäischen Parlament und Rat der 

EU am 16. April 2014 zur Änderung der ursprünglichen UVP-Richtlinie erlassen. Die 

UVP-Richtlinie behandelt die Thematik der UVP bei bestimmten öffentlichen und priva-

ten Projekten. Durch die UVP-Änderungsrichtlinie wurden Veränderungen bezüglich der 

zu prüfenden Umweltfaktoren, der Vorprüfung des Einzelfalls und der Erstellung des 

                                                

8 Vgl. Battis et al., NVwZ 2017, S. 817-818. 
9 Vgl. Bunzel, ZfBR 2017, S. 220. 
10 Vgl. Krautzberger/Stüer, DVBl 2018, S. 7. 
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UVP-Berichtes vereinbart. Im deutschen Recht entstand daher Anpassungsbedarf vor 

allem innerhalb des allgemeinen Umweltrechts im UVPG. Jedoch müssen auch Anglei-

chungen im Baurecht vorgenommen werden, welche mithilfe der BauGB-Novelle 2017 

realisiert werden.11  

Als zweites wichtiges Ziel legt der Gesetzgeber, wie in der Einleitung bereits angedeutet, 

die Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“ fest. Vielfalt und Wandel prägen 

das Zusammenleben der Einwohner. Insbesondere die klimatischen Entwicklungen, der 

demographische Wandel und die technischen Innovationen führen zu Herausforderun-

gen. Besonders im verdichteten Raum treffen aufgrund der unterschiedlichen Erwartun-

gen der Menschen verschiedene Interessen aufeinander. Diesen aktuellen Entwicklun-

gen möchte der Gesetzgeber durch neue Bestimmungen gerecht werden. Sein Ziel sind 

Städte, welche unter anderem für soziale Gerechtigkeit und ein intaktes Klima stehen. 

Dabei steht der Gedanke der Nachhaltigkeit im Vordergrund. Zur Umsetzung dieses 

Ziels wird mithilfe der Städtebaurechtsnovelle insbesondere die Baugebietskategorie 

„Urbane Gebiete“ in die BauNVO eingeführt.12 

Weiterhin werden durch die BauGB-Novelle 2017 städtebauliche Aspekte aufgegriffen 

und neugeregelt. Im Rahmen dieser Veränderungen stellt ein Ziel die Erleichterung des 

Wohnungsbaus dar. Zur Erreichung des Anliegens legt der Gesetzgeber eine Erweite-

rung vom Anwendungsbereich des beschleunigten Verfahrens und die Einführung neuer 

Abweichungsmöglichkeiten beim Gebot des Einfügens fest.13 

Außerdem erfolgt mit der Städtebaurechtsnovelle die Umsetzung der Seveso-III-Richtli-

nie in nationales Recht. Diese EU-Richtlinie hat als Ziel die Reduzierung der Gefahren 

von Störfällen. Die Verwirklichung der Richtlinie findet überwiegend innerhalb des Im-

missionsschutzrechts im BImSchG statt. Allerdings werden durch das vorliegende Än-

derungsgesetz ergänzende Regelungen im Baurecht getroffen.14 

Abschließendes Ziel der BauGB-Novelle 2017 ist die Behebung von Rechtsunsicherhei-

ten im Bereich der Ferienwohnungen und Nebenwohnungen. Ebenfalls strebt der Ge-

setzgeber bezüglich dieser Wohnungen eine Ausweitung kommunaler Steuerungsmög-

lichkeiten an. Zur Erreichung dieser Ziele erfolgt eine Aufnahme detaillierter Regelungen 

zu Zweitwohnungen und Ferienwohnungen in das BauGB und in die BauNVO.15 

                                                

11 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 28. 
12 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 28–29. 
13 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 29. 
14 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 29. 
15 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 30. 
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3 Das „Neue Zusammenleben in der Stadt“ 

Einen wesentlichen Aspekt der BauGB-Novelle 2017 stellt das „Neue Zusammenleben 

in der Stadt“ dar. In diesem Kapitel wird die Formulierung anhand der Grundsätze der 

Bauleitplanung, des Artikels vom BMUB und des Leitkonzepts „Stadt der kurzen Wege“ 

vorgestellt. Gleichzeitig fungieren die benannten Punkte, neben den Autorenmeinungen, 

als Grundlage für die Bewertung der Maßnahmen der Städtebaurechtsnovelle. 

3.1 Grundsätze der Bauleitplanung 

Die Bauleitplanung bildet innerhalb vom BauGB das zentrale städtebauliche Gestal-

tungsinstrument. Ihre Aufgabe ist in § 1 Abs. 1 BauGB geregelt. Demnach obliegt der 

Bauleitplanung die Vorbereitung sowie die Leitung der baulichen und sonstigen Nutzun-

gen der Grundstücke in der Kommune.16  

Im Rahmen dieser Planung existieren zwei Arten von Bauleitplänen gemäß § 1 Abs. 2 

BauGB. Zum einen besteht als vorbereitender Bauleitplan der Flächennutzungsplan. Im 

Flächennutzungsplan erfolgt die Darstellung der Art der Bodennutzung für das vollstän-

dige Gebiet der Gemeinde.17 Weiterhin gilt als verbindlicher Bauleitplan der Bebauungs-

plan. Der Bebauungsplan bestimmt mithilfe seiner Festsetzungen die planungsrechtliche 

Zulässigkeit von Bauvorhaben.18 Für die Aufstellung dieser Pläne ist die Gemeinde laut 

§ 1 Abs. 3 BauGB verantwortlich. Im Rahmen der Aufstellung ist insbesondere der Er-

forderlichkeitsgrundsatz zu beachten. Dieser Grundsatz besagt, dass die Bauleitpläne 

aufzustellen sind, solange es für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung notwendig 

ist.19 Weiterhin sind die Bauleitpläne nach § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumord-

nung anzupassen. Das Anpassungsgebot ist an die Gemeinde gerichtet und normiert 

eine Beschränkung ihrer Planungshoheit.20 

Die Planungsgrundsätze gemäß § 1 Abs. 5 BauGB bilden die gesetzlichen Zielvorgaben 

der städtebaulichen Planung. Diese Grundsätze hat jede Gemeinde bei der Planung so-

wie den damit verbundenen Abwägungsentscheidungen zu berücksichtigen. Zudem lie-

fern die Grundsätze jeder Planung eine allgemeine Ausrichtung. Zu den Planungsgrund-

sätzen gehören eine „Nachhaltige städtebauliche Entwicklung“, eine „Sozialgerechte Bo-

dennutzung“, eine „Menschenwürdige Umwelt“, die „Natürlichen Lebensgrundlagen und 

der allgemeine Klimaschutz“, die „Baukultur“ sowie die „Maßnahmen der 

                                                

16 Vgl. Rabe et al., 2014, S. 35. 
17 Vgl. Dirnberger in Jäde et al., 2013, § 1 BauGB, Rn. 4. 
18 Vgl. Dirnberger in Jäde et al., 2013, § 1 BauGB, Rn. 8. 
19 Vgl. Dirnberger in Jäde et al., 2013, § 1 BauGB, Rn. 15. 
20 Vgl. Ferner in Ferner et al., 2013, § 1 BauGB, Rn. 22. 



 

6 

Innenentwicklung“.21 Im Rahmen dieser Bachelorarbeit werden die Grundsätze teilweise 

zur Analyse der BauGB-Novelle 2017 herangezogen. 

Die Planungsleitlinien nach § 1 Abs. 6 BauGB konkretisieren die allgemeinen Planungs-

grundsätze. Diese Leitlinien sind ebenfalls innerhalb der Bauleitplanung zu beachten.22 

Beispielsweise die Belange des Denkmalschutzes, des Personen- und Güterverkehrs 

sowie des Hochwasserschutzes gehören zu den Planungsleitlinien. Im Rahmen der Bau-

leitplanung besitzt kein Belang einen Vorrang. Allerdings können die Leitlinien in Kon-

kurrenz zueinanderstehen.23 Für die Untersuchung der Maßnahmen der Städtebau-

rechtsnovelle spielen die Planungsleitlinien keine Rolle. 

3.2 Artikel vom BMUB 

Teilweise aufbauend auf den Planungsgrundsätzen hat das BMUB 2015 einen Artikel 

zur Thematik „Neues Zusammenleben in der Stadt“ formuliert. Der Artikel umfasst die 

drei Gliederungspunkte „Einleitung“ (A), „Wohnen und Arbeiten“ (B) sowie „Nachhaltige 

Mobilität und saubere Luft“ (C) und ist im Anhang 2 hinterlegt. 

In der „Einleitung“ werden die aktuellen Themenfelder und die damit verbundenen Her-

ausforderungen in der Stadtentwicklung dargestellt. Im Rahmen der heutigen Urbanisie-

rung ziehen viele Menschen in die Städte, aufgrund deren steigender Attraktivität durch 

viele Arbeitsplätze und eine gute Infrastruktur. Um diesen Zuwanderungsprozess in die 

Städte realisieren zu können, muss dringend Wohnraum geschaffen werden. Bei der 

Wohnraumbeschaffung stellt das BMUB klar, dass die Fehler der Vergangenheit zu ver-

meiden sind. Dafür soll das Leitbild der kompakten, integrierten und umweltfreundlichen 

Stadt, beziehungsweise die „Stadt der kurzen Wege“, umgesetzt werden. Zudem fordert 

das BMUB eine Abkehr von der autozentrierten Stadt, wodurch eine Reduzierung der 

Umweltbelastung und Flächennutzung erfolgen kann. Hierfür stehen unter anderem ein 

leistungsfähiger öffentlicher Nahverkehr und Carsharing-Angebote als zukunftswei-

sende Alternativen zur Verfügung.24 

Im Teil „Wohnen und Arbeiten“ wird der Aspekt der Wohnraumbeschaffung näher the-

matisiert. Für die wachsenden Städte stellt es eine große Aufgabe dar, neuen bezahlba-

ren Wohnraum zu schaffen. Zur Erreichung dieses Ziels erfolgt eine Erhöhung des 

Wohngeldes sowie eine Investition in den sozialen Wohnungsbau. Weiterhin werden 

steuerliche Anreize im Wohnungsbau gesetzt und Rechtsvorschriften bezüglich kosten-

günstigen Bauens angepasst. Als Maßnahmen für diesen Abschnitt legt das BMUB 

                                                

21 Vgl. Finkelnburg et al., 2017, S. 57. 
22 Vgl. Battis in Battis et al., 2016, § 1 BauGB, Rn. 47. 
23 Vgl. Rabe et al., 2014, S. 42–44. 
24 Vgl. BMUB, S. 1-2. 
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insbesondere die Einführung des „Urbanen Gebietes“, die Stärkung des Vereinssportes 

im Quartier und die Senkung der Bürokratiekosten im Bauordnungsrecht fest.25 

Im Kapitel „Nachhaltige Mobilität und Saubere Luft“ stehen der Mensch und die Umwelt 

im Mittelpunkt. Das BMUB fordert, dass wachsende Städte den Menschen und die Um-

welt nicht zusätzlich belasten dürfen. Die Belastungen, insbesondere durch Schadstoffe 

und Lärm, für welche der motorisierte Individualverkehr die Hauptverantwortung trägt, 

müssen weiterhin sinken. Dafür sollen die unterschiedlichen Verkehrsmittel intelligent 

verknüpft, die Bedingungen für Fußgänger sowie Radfahrer verbessert und der Immis-

sionsschutz erhöht werden. Als Maßnahmen für diesen Teil vereinbart das BMUB unter 

anderem die Unterstützung des Radverkehrs, die Förderung der E-Mobilität und den 

Rückbau der autogerechten Stadt.26 Die Maßnahmen der BauGB-Novelle 2017 werden 

überwiegend anhand dieses Artikels vom BMUB untersucht. 

3.3 Leitbild „Stadt der kurzen Wege“ 

Das Leitbild „Stadt der kurzen Wege“ wurde im Artikel „Leitkonzept – Stadt und Region 

der kurzen Wege“ von 2011 im Auftrag des Umweltbundesamt dargestellt. Es zeichnet 

sich durch eine urbane, kompakte und ressourceneffiziente Siedlungsgestaltung, durch-

mischte Funktionen und eine wohnungsnahe Ausstattung mit Arbeits-, Versorgungs- und 

Erholungsangeboten aus. Hierdurch erhalten die Nutzer der Stadt, neben einer deutli-

chen Wegeersparnis, auch die Möglichkeit das alltägliche Leben mit einem geringen 

Verkehrsaufwand zu bewältigen. Generell begünstigen kurze Wege die Erledigung zu 

Fuß oder die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel.27  

Die Verwendung von Kraftfahrzeugen ist in der „Stadt der kurzen Wege“ nicht notwendig. 

Durch diesen Verzicht kann, neben einer Flächen-, Schadstoff- und Lärmreduktion, ins-

gesamt eine Aufwertung des Wohnumfeldes erreicht werden. Weiterhin wirken die kom-

pakten Siedlungsstrukturen im Zusammenhang mit der Sicherung der Natur im städte-

baulichen Innen- und Außenbereich einer weiteren Zersiedlung entgegen.28  

Auch andere Bereiche des öffentlichen Lebens profitieren von einer „Stadt der kurzen 

Wege“. Insbesondere resultieren aus einer kompakten Siedlungsstruktur niedrige Kos-

ten bei der technischen Infrastruktur im Bereich der Strom- und Wasserversorgung. Zu-

dem gewährt diese Struktur Vorteile für den Klimaschutz durch die Potenziale zur Ver-

kehrsvermeidung und die Möglichkeit der Nahwärmeversorgung.29

                                                

25 Vgl. BMUB, S. 2-5. 
26 Vgl. BMUB, S. 6-9. 
27 Vgl. Leitkonzept, S. 22. 
28 Vgl. Leitkonzept, S. 22-23. 
29 Vgl. Leitkonzept, S. 23. 
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4 Aufbau und wesentliche Inhalte der BauGB-Novelle 2017 

Die BauGB-Novelle vom 04. Mai 2017 umfasst fünf Artikel und ist im Anhang 1 vorhan-

den. Art. 1 regelt die Änderungen im BauGB, Art. 2 die Änderungen in der BauNVO, 

Art. 3 die Änderungen in der Planzeichenverordnung, Art. 4 die Bekanntmachung und 

Art. 5 das Inkrafttreten. Bestandteile dieser Bachelorarbeit sind lediglich Art. 1 und Art. 2 

der Städtebaurechtsnovelle. Nachfolgend werden die wichtigsten Neuregelungen inner-

halb der ersten beiden Artikel kurz erläutert. 

Gemäß Art. 1 Nr. 2a der BauGB-Novelle 2017 nahm der Gesetzgeber eine Änderung in 

§ 1 Abs. 5 BauGB vor. Diese Anpassung ergänzt den Planungsgrundsatz „Sozialge-

rechte Bodennutzung“. Demnach bilden die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung nun 

ebenfalls einen Anwendungsfall für diesen Planungsgrundsatz.30 

Mithilfe von Art. 1 Nr. 6 des Änderungsgesetzes wurde eine Ergänzung in § 4c BauGB 

hinzugefügt. Zukünftig sind auch die Ausgleichsmaßnahmen gemäß § 1a Abs. 3 S. 2, 4 

BauGB Bestandteile der Überwachung.31 Diese Vervollständigung wird in Kapitel 5.1 nä-

her untersucht. 

Als Zusatz zum Flächennutzungsplan erfolgte die Einführung von § 6a BauGB durch 

Art. 1 Nr. 8 der BauGB-Novelle 2017. Diese Neuregelung bestimmt die Einstellung in 

das Internet. Somit sollen die gültigen Flächennutzungspläne nun durch die Gemeinden 

in das Internet hochgeladen werden und mithilfe eines zentralen Internetportals vom 

Bundesland zugänglich gemacht werden.32  

Art. 1 Nr. 9 der Städtebaurechtsnovelle bestimmt Neuregelungen im Festsetzungskata-

log des Bebauungsplan gemäß § 9 BauGB. Zur Vermeidung und Reduzierung der Fol-

gen von Störfällen, erhalten die Kommunen hiermit die Möglichkeit Maßnahmen in der 

Nachbarschaft von Störfallbetrieben festzusetzen. Zudem erfolgte die Einbindung einer 

Klarstellung zu den Festsetzungsoptionen in Bezug auf den Lärmschutz.33 Diese Neu-

regelung zum Lärmschutz wird in Kapitel 5.2 der Bachelorarbeit analysiert.  

§ 12 BauGB wurde aufgrund von Art. 1 Nr. 13 des Änderungsgesetzes um einen siebten 

Absatz ergänzt. Dieser neue Absatz stellt eine Erweiterung zum Vorhabens- und Er-

schließungsplan dar. Somit können zukünftig durch die Aufstellung der Pläne in bisheri-

gen Erholungssondergebieten Wohnnutzungen zugelassen werden.34 

                                                

30 Vgl. Muster-Einführungserlass, S. 4. 
31 Vgl. Zimmermann, isu aktuell 2018, S. 3. 
32 Vgl. Muster-Einführungserlass, S. 4. 
33 Vgl. Krautzberger/Stüer, DVBl 2018, S. 8. 
34 Vgl. Muster-Einführungserlass, S. 4. 
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Die Einfügung von § 13b BauGB erfolgte mithilfe von Art. 1 Nr. 16 der BauGB-Novelle 

2017. Die neue Vorschrift ermöglicht eine befristete Einbeziehung von Außenbereichs-

flächen in das beschleunigte Verfahren.35 In Kapitel 5.3 wird die Regelung von § 13b 

BauGB ausführlich beleuchtet. 

Durch Art. 1 Nr. 17 der Städtebaurechtsnovelle wurden verschiedene Modifizierungen in 

Bezug auf die Sicherung von Gebieten mit Fremdenverkehrsfunktionen gemäß § 22 

BauGB vorgenommen. Prinzipiell erfolgte mit den Anpassungen eine Vergrößerung der 

Möglichkeiten von Fremdenverkehrsgemeinden Wohnraum zu bewahren. Eine neue Re-

gelung enthält insbesondere § 22 Abs. 1 BauGB, wonach die Begründung von Bruch-

teilseigentum einer Genehmigungspflicht bedarf.36 

In § 34 Abs. 3a BauGB arbeitete der Gesetzgeber mithilfe von Art. 1 Nr. 18 des Ände-

rungsgesetzes neue Abweichungsmöglichkeiten vom Erfordernis des Einfügens ein. 

Diese Alternativen sollen insbesondere der Umnutzung baulicher Anlagen zu Wohnzwe-

cken dienen.37 Im Kapitel 5.4 findet eine Untersuchung der Neuregelung statt. 

Gemäß Art. 2 Nr. 3 der BauGB-Novelle 2017 wurde § 6a BauNVO in die Verordnung 

eingefügt. § 6a BauNVO regelt die Bestimmungen zur Baugebietskategorie „Urbane Ge-

biete“.38 Eine ausführliche Analyse des neu geschaffenen Baugebietes findet in Kapitel 

6.1 statt. 

Ebenfalls § 13a BauNVO integrierte die Bunderegierung mithilfe von Art. 2 Nr. 5 des 

Änderungsgesetzes in die Systematik des Baurechts. § 13a BauNVO enthält die Rege-

lungen zu den Ferienwohnungen. Demnach sind diese Wohnungen Bestandteile der all-

gemein oder ausnahmsweise zulässigen Gewerbebetriebe nach §§ 2 bis 7 BauNVO. 

Alternativ können Ferienwohnungen den Beherbergungsbetrieben zugeteilt werden.39 

Durch Art. 2 Nr. 6 der Städtebaurechtsnovelle erfolgte die Festlegung der Obergrenzen 

des Nutzungsmaßes gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO für das „Urbane Gebiet“. Der Gesetz-

geber normierte dabei Obergrenzen für die Grundflächenzahl und die Geschossflächen-

zahl.40 Diese Bestimmungen werden innerhalb von Kapitel 6.2 begutachtet. 

                                                

35 Vgl. Krautzberger/Stüer, DVBl 2018, S. 8. 
36 Vgl. Zimmermann, isu aktuell 2018, S. 4. 
37 Vgl. Krautzberger/Stüer, DVBl 2018, S. 8. 
38 Vgl. Muster-Einführungserlass, S. 5. 
39 Vgl. Muster-Einführungserlass, S. 5. 
40 Vgl. Schlotterbeck et al., 2017, S. 31. 
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5 Änderungen im BauGB 

Im Rahmen der Bachelorarbeit erfolgt nun die Untersuchung der ausgewählten Ände-

rungen im BauGB hinsichtlich der Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“. 

Diese Betrachtung beinhaltet generell eine Darstellung der vorgenommenen Maßnahme 

sowie eine Bewertung auf Grundlage der Autorenmeinungen, der Planungsgrundsätze 

und des Artikels vom BMUB. 

5.1 Überwachung der Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen 

In diesem Abschnitt findet eine Analyse der neuen Regelungen zur Überwachung ge-

mäß § 4c BauGB statt. Diese Änderung wurde durch den Gesetzgeber mithilfe von Art. 1 

Nr. 6 der BauGB-Novelle 2017 vorgenommen. 

§ 4c S. 1 BauGB regelte bislang als wesentliche Aufgabe der Kommunen ausschließlich 

die Überwachung von erheblichen Umweltauswirkungen, welche durch die Verwirkli-

chung von Bauleitplänen auftreten können. Mit der BauGB-Novelle 2017 erfolgte zur 

Vervollständigung von § 4c S. 1 BauGB die Einführung einer neuen Teilaufgabe. Zu-

künftig ist demnach die Umsetzung von § 1a Abs. 3 S. 2 BauGB und von § 1a Abs. 3 

S. 4 BauGB auch Bestandteil der Überwachung.41 § 1a Abs. 3 BauGB normiert generell 

die Ausgleichsmaßnahmen. Soweit ein Eingriff in die Natur diese Maßnahmen verlangt, 

wird die Kommune verpflichtet ein Ausgleichskonzept für die sachgerechte Bewältigung 

der Eingriffsfolgen zu beschließen.42 § 1a Abs. 3 S. 2 BauGB ordnet dabei an, dass der 

Ausgleich voraussichtlicher Eingriffe in die Natur mit passenden Darstellungen im Flä-

chennutzungsplan nach § 5 BauGB als Flächen zum Ausgleich vorgenommen wird. Im 

Bebauungsplan gemäß § 9 BauGB findet dieser Ausgleich der Eingriffe durch Festset-

zungen als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich nach § 1a Abs. 3 S. 2 BauGB 

statt.43 Eine Alternative zu diesen Bestimmungen bildet der Ausgleich laut § 1a Abs. 3 

S. 4 BauGB durch vertragliche Vereinbarungen gemäß § 11 BauGB im Städtebaulichen 

Vertrag.44 Diese genannten Möglichkeiten der Ausgleichsmaßnahmen sollen zukünftig 

ebenfalls von der Behörde laut § 4c BauGB überwacht werden. 

Den Grund für die vorgenommene Erweiterung stellt Art. 8a Abs. 4 S. 1 der UVP-Ände-

rungsrichtlinie dar. Diese Vorschrift legt für die UVP bei Projekten fest, dass erhebliche 

nachteilige Umweltauswirkungen zu überwachen sind. Des Weiteren fordert Art. 8a 

Abs. 4 S. 1 der UVP-Änderungsrichtlinie die EU-Mitgliedsstaaten zur Sicherstellung auf, 

                                                

41 Vgl. Mitschang, UPR 2018, S. 44. 
42 Vgl. Jarass/Kment, 2013, § 1a BauGB, Rn. 9. 
43 Vgl. Battis in Battis et al., 2016, § 1a BauGB, Rn. 24. 
44 Vgl. Battis in Battis et al., 2016, § 1a BauGB, Rn. 26. 
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dass die gesamten Maßnahmen realisiert werden, durch welche erhebliche schädliche 

Auswirkungen auf die Umwelt verhütet und ausgeglichen werden sollen. Die Bestim-

mung veranlasste den Gesetzgeber, die Überwachung gemäß § 4c BauGB ebenfalls auf 

die Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen nach § 1a Abs. 3 BauGB auszudehnen.45 

Im Rahmen der Begründung zum Gesetzentwurf stellte die Bundesregierung klar, dass 

bei der Erweiterung von § 4c BauGB die Überwachung nicht zu einem Mittel der allge-

meinen Vollzugskontrolle wird. Weiterhin sind die Überwachungsmechanismen bezüg-

lich der Ausgleichsmaßnahmen nur eventuell in den UVP-Bericht zu integrieren. Primä-

rer Aspekt der Überwachung bleiben auch zukünftig die erheblichen schädlichen Um-

weltauswirkungen. Jedoch kann die Nichtdurchführung von Ausgleichsmaßnahmen als 

„unvorhergesehene nachteilige Auswirkung“ berücksichtigt werden.46  

Nachfolgend werden verschiedene Positionen zur vorgenommenen Erweiterung in § 4c 

BauGB dargestellt. Im Rahmen des Planspiels wird die dargestellte Vervollständigung 

als verständlich und eindeutig gewertet. Insgesamt befürworten die Planspielkommunen 

die Ausdehnung der Überwachung. Allerdings sehen sie für die Praxis durch die Erwei-

terung keinen zusätzlichen Aufwand, sodass es sich für die Kommunen nur um eine 

klarstellende Bestimmung handelt. Innerhalb der Begründung bezieht sich das Planspiel 

auf die bisherige Praxis. Demnach verläuft die Überwachung gemäß § 4c BauGB grund-

sätzlich in zwei Schritten bei allen Kommunen. Zunächst findet eine Überwachung der 

Realisierung der Vermeidung-, Verminderungs- und Ausgleichmaßnahmen statt. Darauf 

aufbauend erfolgt eine langfristige Beobachtung und Beurteilung dieser Maßnahmen 

mithilfe davor bestimmter Parameter.47 Diese Anwendung entspricht nach Meinung der 

Planspielgemeinden, insbesondere bei der Überwachung von Ausgleichsmaßnahmen, 

der neuen Bestimmung in § 4c BauGB. Somit stellt die Neufassung von § 4c BauGB 

nach Ansicht des Planspiels nur eine sinnvolle und konsequente Verdeutlichung mit An-

stoßwirkung dar, welche ausschließlich auf erhebliche Umweltauswirkungen abstellt. 

Deshalb wird auch überwiegend bei den Gemeinden und Städten kein neuer Aufwand 

für die Praxis vermutet.48 

Portz bestätigt in seiner Bewertung die Aussagen des Planspiels, dass die Überarbei-

tung von § 4c BauGB lediglich eine Klarstellung der bisherigen Umsetzung der Überwa-

chung in den Kommunen darstellt. Für Portz hat diese Neuregelung weiterhin keine 

neuen Handlungsoptionen zur Vollzugskontrolle als Folge.49 

                                                

45 Vgl. Schlotterbeck et al., 2017, S. 17. 
46 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 43. 
47 Vgl. Planspiel, S. 48. 
48 Vgl. Planspiel, S. 50. 
49 Vgl. Portz, Die Gemeinde SH 2017, S. 264. 
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Nicolai sieht die Vervollständigung der Überwachung gemäß § 4c BauGB im Gegensatz 

zu den vorherigen Meinungen, durch die Erweiterung des Umfangs, nicht nur als Klar-

stellung. In der Praxis wird die Neuregelung für Nicolai jedoch zu keinen erheblichen 

Veränderungen in der Exekution von Maßnahmen führen.50 

Aufgrund fehlender Kritik und der ausdrücklichen Befürwortung im Rahmen des Plan-

spiels sind die Meinungen der Autoren generell als positiv zu bewerten. Daher kann von 

einer Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“ durch die Anpassung in § 4c 

BauGB ausgegangen werden. Weiterhin sind die Autoren sich einig, dass die Neurege-

lung keine großen Veränderungen in der Praxis zur Folge hat. Deshalb wird die Erwei-

terung von § 4c BauGB überwiegend als Klarstellung betitelt. Lediglich Nicolai deutet die 

Änderung nicht nur als klarstellend.51 Dieser Meinung ist zu folgen, da der Gesetzgeber 

ganz bewusst, aufgrund der UVP-Änderungsrichtlinie, den Rahmen der Überwachung 

durch die Integration der Ausgleichmaßnahmen vergrößert hat. Hierdurch werden zu-

künftig alle Kommunen gesetzlich verpflichtet, die Ausgleichsmaßnahmen bei der Über-

wachung gemäß § 4c BauGB zu berücksichtigen. Diese neue Bestimmung, obwohl sie 

bereits, wie vorhergehend dargestellt, in vielen Gemeinden umgesetzt wird, ermöglicht 

einen weitestgehend einheitlichen baurechtlichen Umfang der Überwachung. Zudem 

kann durch die Erweiterung eine Stärkung des Umweltschutzes vermutet werden. Dieser 

Aspekt wird nachfolgend im Rahmen des Planungsgrundsatzes thematisiert. 

Bei den Planungsgrundsätzen gemäß § 1 Abs. 5 BauGB wird durch die Neuregelung 

insbesondere der Grundsatz „Natürliche Lebensgrundlagen und allgemeiner Klima-

schutz“ angesprochen. Im Rahmen des Grundsatzes steht vor allem der Umwelt-, Land-

schafts- und Naturschutz im Vordergrund.52 Die Ausgleichsmaßnahmen für Eingriffe in 

die Natur bilden einen essentiellen Bestandteil vom Umweltschutz im Baurecht nach 

§ 1a Abs. 3 BauGB. Eine Nichtdurchführung dieser Maßnahmen könnte laut den Aussa-

gen der Bundesregierung als „unvorhersehbare nachteilige Auswirkung“ gelten.53 Daher 

ist es notwendig die Ausgleichsmaßnahmen in die Überwachung einzubeziehen, um 

eine benannte Nichtdurchführung zu erkennen und den dazugehörigen schädlichen Um-

weltauswirkungen bestmöglich entgegenzusteuern. Damit kann beispielsweise die 

Schaffung von natürlichen Flächen im Rahmen der Ausgleichsmaßnahmen gemäß § 1 

Abs. 3 BauGB effektiver gelingen, wobei § 15 BNatSchG stets zu berücksichtigen ist. Es 

ist anzunehmen, dass somit eine bessere Gewährleistung der Bereitstellung von natür-

lichen Flächen in den Kommunen stattfindet. Dadurch wird indirekt auch der 

                                                

50 Vgl. Nicolai, NordÖR 2017, S. 370. 
51 Vgl. Nicolai, NordÖR 2017, S. 370. 
52 Vgl. Finkelnburg et al., 2017, S. 59. 
53 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 43. 
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Umweltschutz erhöht und der Planungsgrundsatz „Natürliche Lebensgrundlagen und all-

gemeiner Klimaschutz“ von der Neuregelung berücksichtigt. 

Innerhalb des Artikels vom BMUB wird im Teil A unter anderem die Umsetzung einer 

umweltfreundlichen Stadt gefordert.54 Wie beim Planungsgrundsatz bereits erläutert 

wurde, kann die Überwachung von Ausgleichsmaßnahmen dabei unterstützen natürli-

che Flächen zu gewährleisten und somit den Umweltschutz zu erhöhen. Anzunehmen 

ist, dass diese beiden Aspekte auch für eine umweltfreundliche Stadt eine große Bedeu-

tung haben. Insbesondere die Schaffung von natürlichen Flächen im Rahmen der Aus-

gleichsmaßnahmen stellt vermutlich zur dichten Bebauung in der Stadt einen umweltbe-

wussten Gegensatz dar. Daraus kann geschlussfolgert werden, dass die Umsetzung ei-

ner umweltfreundlichen Stadt durch die Vervollständigung begünstigt wird. 

Insgesamt wird mithilfe der Neuregelung in § 4c BauGB durch die Einbeziehung von 

Ausgleichsmaßnahmen, eine Erweiterung des Umfangs der Überwachung erreicht. Auf-

grund dieser Ausdehnung ist die Maßnahme im Gegensatz zur Auffassung vieler Auto-

ren nicht nur klarstellend. Weiterhin ermöglicht die Überwachung von Ausgleichsmaß-

nahmen eine bessere Gewährleistung natürlicher Flächen und eine Erhöhung des Um-

weltschutzes, wodurch die Umsetzung einer umweltfreundlichen Stadt gefördert wird. 

Da dieser Aspekt ein zentrales Merkmal im Artikel vom BMUB bildet, erscheint die Maß-

nahme geeignet das „Neue Zusammenleben in der Stadt“ zu stärken. 

5.2 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche 

In diesem Kapitel erfolgt eine Analyse der Ergänzung in § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB. Diese 

Änderung nahm der Gesetzgeber mithilfe von Art. 1 Nr. 9a der BauGB-Novelle 2017 vor. 

Die Regelung wurde flankierend zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie in § 9 Abs. 1 

Nr. 23c BauGB sowie in § 9 Abs. 2c BauGB und ergänzend zur Einführung des „Urbanen 

Gebietes“ gemäß § 6a BauNVO vorgenommen.55 

Generell bestimmt § 9 BauGB die realisierbaren Inhalte eines Bebauungsplans. Inner-

halb der Vorschrift bilden insbesondere die Festsetzungsmöglichkeiten gemäß § 9 

Abs. 1 BauGB einen Schwerpunkt. Diese Bestimmungen kann die Gemeinde mithilfe 

ihrer kommunalen Planungshoheit aus städtebaulichen Gründen verbindlich anordnen.56 

Eine konkrete Festsetzungsmöglichkeit stellt § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB dar. Diese Vor-

schrift erlaubt die Festsetzungen von spezifischen Schutzvorkehrungen aus Gründen 

des Immissionsschutzes. Demnach können als Schutzvorkehrungen freizuhaltende 

                                                

54 Vgl. BMUB, S. 1. 
55 Vgl. Portz, Die Gemeinde SH 2017, S. 264. 
56 Vgl. Mitschang/Reidt in Battis et al., 2016, § 9 BauGB, Rn. 1. 
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Schutzflächen, Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen sowie bauliche be-

ziehungsweise technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkun-

gen festgesetzt werden.57 Durch die BauGB-Novelle 2017 findet eine Vervollständigung 

von § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB statt. Der Gesetzgeber benennt als Bestandteil der Schutz-

vorkehrungen auch Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

durch Geräusche. Außerdem wurde ergänzend klargestellt, dass dabei die Vorgaben 

des Immissionsschutzes unberührt bleiben. Diese Vervollständigung betont, dass alle 

Gemeinden prinzipiell die Option besitzen, ihre Einwohner durch die Festsetzung passi-

ver Lärmschutzmaßnahmen vor Geräuschen zu schützen.58 Passive Lärmschutzmaß-

nahmen sind insbesondere das Lärmschutzfenster, die Grundrissanordnung mit Berück-

sichtigung schutzwürdiger Aufenthaltsräume und die Schalldämmung von Außenwän-

den. Lärmschutzwände oder Lärmschutzwallen bilden hingegen Beispiele für aktive 

Schallschutzmaßnahmen59 

Im Gesetzgebungsverfahren wurde diese Änderung ausführlich diskutiert. Der Bundes-

rat wollte zunächst § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB durch einzuhaltende Innenraumpegel in 

Aufenthaltsräumen ergänzen. Mithilfe dieser Festsetzungsmöglichkeit der Innenraumpe-

gel sollte die Herstellung von Rechtssicherheit bezüglich des passiven Lärmschutzes in 

der Bauleitplanung gelingen. Die Notwendigkeit der Bestimmung begründete der Bun-

desrat mit der Sicherstellung des aus Gesundheitsschutzgründen gebotenen Lärm-

schutzniveaus auch in immer stärker genutzten Innenstadtbereichen. Zudem könnte die 

Festsetzung der Innenraumpegel nach Ansicht des Bundesrates in Verdichtungsräumen 

bei heranrückender Wohnbebauung im Rahmen von Handlungen der Innenentwicklung 

den Erwerb des erforderlichen Wohnraums in den Kommunen steigern. Dabei stellte der 

Bundesrat klar, dass Maßnahmen wie der aktive Schallschutz Vorrang genießen.60 Den 

Vorschlag des Bundesrates lehnte die Bundesregierung jedoch mit der Begründung ab, 

dass diese Änderung mit dem Immissionsschutzrecht gemäß dem BImSchG und dem 

darin enthaltenen Verursacherprinzip und dem Grundsatz der Betreiberverantwortlich-

keit nicht kompatibel wäre. Das Immissionsschutzrecht fordert demnach einen aktiven 

Schallschutz außerhalb von Bauten und ermöglicht keine Weiterleitung der Lärmschutz-

pflichten auf die Bewohner sowie keine Reduzierung auf den Innenwohnbereich.61 Auf-

grund dieser Stellungnahme führte die Bundesregierung die vorgestellte Anpassung in 

§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB ein. Mit der Maßnahme soll nach Aussage der Bundesregierung 

auf die aktuelle Rechtslage hingewiesen werden. Demnach können Kommunen 

                                                

57 Vgl. Jäde in Jäde et al., 2013, § 9 BauGB, Rn. 76. 
58 Vgl. Mundt/Reidt, UPR 2017, S. 497-498. 
59 Vgl. Mitschang/Reidt in Battis et al., 2016, § 9 BauGB, Rn. 144. 
60 Vgl. BT-Drs. 18/11181, S. 2–3. 
61 Vgl. BT-Drs. 18/11181, S. 11. 
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ergänzend zu den immissionsschutzrechtlichen Richtwerten der TA Lärm passive 

Schallschutzmaßnahmen festsetzen. Für die Bewohner der Gebäude kann dadurch ein 

Innenraumlärmschutz gewährleistet werden.62 

In der Literatur finden sich einige Wertungen bezüglich der Neuregelung, welche nach-

folgend dargestellt werden. Mundt ist der Meinung, dass die Ergänzung in § 9 Abs. 1 

Nr. 24 BauGB materiell keine Veränderung bewirkt. Die Einfügung der Anmerkung mit 

dem Hinweis auf die Vorgaben des Immissionsschutzrechtes versteht der Autor nicht 

direkt. Diese Formulierung soll nach seiner Annahme jedoch eine Betonung darstellen, 

dass der Immissionsschutz von den bauplanungsrechtlichen Bestimmungen nicht aus-

gehebelt werden darf. Da Bebauungspläne allgemein nicht anderen Fachgesetzen ent-

gegenwirken dürfen, bildet dieser Zusatz für Mundt lediglich eine Klarstellung.63 

Nach Portz bietet die Anpassung in § 9 Abs. Nr. 24 BauGB, insbesondere durch den 

Zusatz mit dem Verweis auf das Immissionsschutzrecht, keine Möglichkeit zur Vermei-

dung der preisintensiveren aktiven Schallschutzmaßnahmen. Seiner Meinung nach ent-

hält diese Neuregelung nur ein zusätzliches Mittel, um dem Ruhebedürfnis der beteilig-

ten Anwohner gerecht zu werden.64  

Battis, Mitschang und Reidt sind der Auffassung, dass die neue Bestimmung in § 9 

Abs. 1 Nr. 24 BauGB nicht einmal als Klarstellung fungiert. Ihrer Meinung nach werden 

die umstrittenen gesetzlichen Maßstäbe durch die vorgenommene Anpassung mit dem 

Zusatz, wodurch das Immissionsschutzrecht zu berücksichtigen ist, nicht geklärt. Insbe-

sondere das Verhältnis zwischen der TA Lärm und den Festsetzungen im Bebauungs-

plan bleibt für sie offen.65 Hierbei verweisen die Autoren auf ein Urteil vom BVerwG. In 

diesem Urteil entschied das Gericht, dass das Rücksichtnahmegebot gemäß § 15 Abs. 1 

BauNVO im Anwendungsbereich der TA Lärm kein Mittel bereitstellt, um der durch einen 

Gewerbebetrieb bewirkten Übersteigung der Immissionsrichtwerte bei einem Wohnbau-

vorhaben mithilfe der Festsetzung von passivem Lärmschutzmaßnahmen entgegen zu 

treten.66 Aufgrund dieses Urteils genießt die TA Lärm nach vorherrschender Meinung 

Vorrang. Battis, Mitschang und Reidt bezweifeln jedoch diese Ansicht wegen der Rechts-

normqualität eines Bebauungsplans, dessen Geltung bezüglich einer ordnungsgemäßen 

planerischen Konfliktbewältigung beim Lärmschutz unterstellt. Weiterhin setzt das Ge-

richt bei der Verwendung der TA Lärm im vorliegenden Fall an § 15 BauNVO an, welcher 

nur dann Anwendung findet, wenn der Bebauungsplan den vorhandenen Konflikt nicht 

                                                

62 Vgl. BT-Drs. 18/11439, S. 19. 
63 Vgl. Mundt/Reidt, UPR 2017, S. 498. 
64 Vgl. Portz, Die Gemeinde SH 2017, S. 264. 
65 Vgl. Battis et al., NVwZ 2017, S. 821. 
66 Vgl. BVerwG, Urteil vom 29.11.2012, Az. 4 C 8/11. 
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lösen konnte. Eine Berücksichtigung der TA Lärm ist nach Auffassung der Autoren bei 

einer Konfliktbewältigung nur möglich, soweit ein Bebauungsplan für diese Bewältigung 

gemäß § 15 Abs. 1 BauNVO im Planvollzug noch offen ist. Insgesamt bleibt das Verhält-

nis jedoch für Battis, Mitschang und Reidt unklar, woran auch die Neuregelung ihrer 

Meinung nach nichts ändert.67 

Die Autoren sind überwiegend der Meinung, dass es sich bei der Maßnahme ausschließ-

lich um eine Klarstellung ohne materielle Veränderung handelt. Diese Einschätzung 

knüpft an die Begründung des Gesetzgebers an, worin der klarstellende Charakter for-

muliert wird.68 Aufgrund dieses Charakters ist von einer direkten Stärkung des „Neuen 

Zusammenlebens in der Stadt“ nicht auszugehen. Battis, Mitschang und Reidt bezeich-

nen die Maßnahme, wie vorhergehend beschrieben, nicht einmal als Klarstellung und 

werten sie eher negativ. Als Begründung führen sie die weiterhin bestehende Rechtun-

sicherheit zwischen der TA Lärm und dem Bebauungsplan bei Lärmschutzkonflikten 

an.69 Bezogen auf diese Problematik wäre eine Umsetzung des Vorschlags vom Bun-

desrat zur Einführung von einzuhaltenden Innenraumpegeln in Aufenthaltsräumen ver-

mutlich zielführender gewesen. Durch die Änderung hätte sich ausweislich der Begrün-

dung eine höhere Rechtssicherheit hinsichtlich des passiven Schallschutzes in der Bau-

leitplanung ergeben. Kritisch ist dabei nur die Vereinbarkeit mit dem Immissionsschutz-

recht. Diese Problematik hätte sich eventuell durch eine Berücksichtigung des Vorrangs 

für den aktiven Schallschutz geklärt, sodass der Vorschlag des Bundesrats bezüglich 

der Rechtssicherheit bei Lärmschutzkonflikten wahrscheinlich besser gewesen wäre.70  

Bezogen auf die Planungsgrundsätze wird insbesondere durch die Neuregelung der 

Grundsatz „Menschenwürdige Umwelt“ angesprochen. Bei dem Grundsatz steht der 

Mensch mit seinen Bedürfnissen im Mittelpunkt.71 Hierzu zählt auch das Bedürfnis nach 

Ruhe. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB bietet nach Portz eine ergänzende Möglichkeit dem 

Ruhebedürfnis der Einwohner zu entsprechen.72 Dieser Meinung ist prinzipiell zu folgen. 

Mithilfe der Ergänzung möchte der Gesetzgeber verdeutlichen, wie vorher beschrieben, 

dass Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche 

festzusetzen sind. Durch diese Möglichkeiten sollen die Beteiligten in den Aufenthalts-

räumen vor zu viel Lärm geschützt werden, welcher vermutlich dauerhaft ihre Gesund-

heit schädigt. Damit wird insbesondere dem Ruhebedürfnis des Menschen entsprochen 

und indirekt auch der Planungsgrundsatz „Menschenwürdige Umwelt“ eingehalten. 

                                                

67 Vgl. Battis et al., NVwZ 2017, S. 821. 
68 Vgl. BT-Drs. 18/11439, S. 19. 
69 Vgl. Battis et al., NVwZ 2017, S. 821. 
70 Vgl. BT-Drs. 18/11181, S. 2-3. 
71 Vgl. Finkelnburg et al., 2017, S. 58. 
72 Vgl. Portz, Die Gemeinde SH 2017, S. 264. 
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Im Artikel vom BMUB wird unter Punkt C die Problematik von Lärm in den Städten an-

gesprochen, und wie zu viele Geräusche Menschen krank machen. Dabei werden über-

wiegend Maßnahmen vereinbart, welche den entstehenden Lärm in der Stadt reduzieren 

sollen.73 Die Anpassung in § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB bildet jedoch lediglich eine Möglich-

keit, wie vorhergehend erklärt, den Lärm in den Gebäuden mithilfe von passiven Schall-

schutzmaßnahmen zu reduzieren. Damit wird zwar versucht dem Ruhebedürfnis des 

Menschen zu entsprechen, allerdings liefert die Maßnahme keinen Beitrag für die Redu-

zierung der entstehenden Geräusche in der Stadt. Somit kann sie unter diesen Blickwin-

kel auch nicht als Maßnahme für das „Neue Zusammenlebens in der Stadt“ betrachtet 

werden. Weitere Teile des Artikels werden durch die Neuregelung nicht angesprochen. 

Hierbei ist aber auf den Vorschlag des Bundesrates zur Einführung der Festsetzungs-

möglichkeit von Innenraumpegeln hinzuweisen. Seiner Meinung nach hätte diese Maß-

nahme auch zu einer Förderung der Beschaffung von dringend benötigtem Wohnraum 

geführt.74 Die Herstellung von Wohnraum bildet einen Schwerpunkt im Teil B des Artikels 

vom BMUB und hätte mithilfe des Vorschlages vom Bundesrat gemäß den Aussagen in 

der Begründung wahrscheinlich effektiver bewältigt werden können.75 

Insgesamt bildet die Neuregelung in § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB nach Meinung der Autoren 

nur eine Klarstellung, welche weiterhin keine Rechtssicherheit hinsichtlich der Lärm-

schutzkonflikte bietet. In diesem Zusammenhang wäre vermutlich die Realisierung des 

Vorschlages vom Bundesrat zielführender gewesen. Die Ergänzung soll prinzipiell ver-

deutlichen, dass die Kommunen über eine Festsetzungsmöglichkeit zur Reduzierung 

des Lärms in den Aufenthaltsräumen verfügen. Damit wird zwar den Ruhebedürfnissen 

der Bewohner entsprochen, allerdings bildet die Klarstellung keine Maßnahme, um die 

entstehenden Geräusche zu reduzieren. Diese Problematik stellt jedoch eine wesentli-

che Herausforderung in den Großstädten dar. Daher ist diese Maßnahme nicht direkt für 

die Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“ geeignet. 

5.3 Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren 

§ 13b BauGB wurde durch den Gesetzgeber mithilfe von Art. 1 Nr. 16 der BauGB-No-

velle 2017 eingeführt. In diesem Kapitel erfolgt eine Untersuchung dieser neuen Vor-

schrift hinsichtlich der Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“. Im Rahmen 

dieser Analyse findet insbesondere eine Darstellung der Anwendungsvoraussetzungen 

und der Rechtsfolgen sowie eine Bewertung von § 13b BauGB statt. 

                                                

73 Vgl. BMUB, S. 6. 
74 Vgl. BT-Drs. 18/11181, S. 2–3. 
75 Vgl. BMUB, S. 2 
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5.3.1 Entstehungsgeschichte der Neuregelung 

Die Städtebaugesetzgebung zeichnet sich insbesondere aufgrund der beiden Novellie-

rungen aus den Jahren 2007 und 2013 durch das Ziel der Innenentwicklung aus. Mithilfe 

der BauGB-Novelle 2007 führte der Gesetzgeber für Bebauungspläne der Innenentwick-

lung das beschleunigte Verfahren gemäß § 13a BauGB ein. Die Einfügung erfolgte in 

Anlehnung an § 13 BauGB, welcher die vereinfachte Änderung eines Bauleitplans nor-

miert.76 Beide Verfahren bilden gesetzliche Ausnahmen vom Regelaufstellungsverfah-

ren der Bebauungspläne. Im Rahmen dieser Methoden entfallen bestimmte Verfahrens-

schritte, um einen überflüssigen und zeitraubenden Formalismus entgegenzuwirken.77 

Den Anwendungsbereich des beschleunigten Verfahrens hat der Gesetzgeber mit der 

Einführung von § 13b BauGB durch die BauGB-Novelle 2017 nun wesentlich vergrößert. 

Die neue Vorschrift regelt zudem die Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das 

beschleunigte Verfahren.78 

Zweck der Neuregelung ist die Übernahme der Verfahrenserleichterungen von § 13a 

BauGB auf die Außenentwicklung. Als Hintergrund dieser Modifizierung fungierte der 

ermittelte Mangel an Wohnraum insbesondere in den verdichteten Räumen der Kommu-

nen. Ein weiterer Grund für die Neureglung bildet die sehr enge Auslegung von § 13a 

BauGB durch das BVerwG.79 Im Urteil legte das Gericht fest, dass in einen Bebauungs-

plan der Innenentwicklung keine Außenbereichsflächen integriert werden dürfen. Hierbei 

wurde auf die Außenbereichsflächen jenseits der äußeren Grenze eines Siedlungsbe-

reiches abgestellt. Das BVerwG war generell der Auffassung, dass § 13a BauGB eine 

„Innenentwicklung nach außen“ nicht gestattet.80 

5.3.2 Anwendungsvoraussetzungen der Neuregelung 

§ 13b BauGB wird ausschließlich bei einem Bebauungsplan und damit nicht bei einem 

Flächennutzungsplan verwendet. Die Art des Bebauungsplans ist hierbei nicht von Be-

deutung. Somit könnte nach § 13b BauGB ein qualifizierter, vorhabenbezogener und 

einfacher Bebauungsplan gemäß § 30 Abs. 1-3 BauGB aufgestellt werden. Vorausset-

zung für die Nutzung von § 13b BauGB bildet das Vorliegen des Anwendungsbereiches. 

Der Anwendungsbereich setzt sich aus räumlichen, sachlichen und zeitlichen Aspekten 

zusammen.81 Nachfolgend werden die einzelnen Komponenten erläutert. 

                                                

76 Vgl. Krautzberger, ZfBR 2017, S. 644. 
77 Vgl. Bienek, 2016, S. 38. 
78 Vgl. Dillmann, NordÖR 2018, S. 300. 
79 Vgl. Krautzberger, ZfBR 2017, S. 644. 
80 Vgl. BVerwG, Urteil vom 04.11.2015, Az. 4 CN 9/14. 
81 Vgl. Grotefels, UPR 2018, S. 322. 
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Der räumliche Anwendungsbereich beinhaltet verschiedene Begrenzungen. Zunächst 

gilt § 13b BauGB ausschließlich für Bebauungspläne mit einer Grundfläche von weniger 

als 10000 m². Die Aufstellung der Bebauungspläne gemäß § 13b BauGB kann in meh-

reren Bereichen des Gemeindegebietes erfolgen, wobei sich die oben genannte Be-

schränkung nur auf den einzelnen Bebauungsplan bezieht. Die Begrenzung stellt wei-

terhin auf neu ausgewiesene Flächen ab, sodass vorhandene Altbestände und Straßen 

nicht darauf angerechnet werden. Der Bebauungsplan wird prinzipiell gemäß § 13b 

BauGB für Flächen verwendet, die sich an „im Zusammenhang bebaute Ortsteile“ an-

schließen.82 Die Formulierung „im Zusammenhang bebaute Ortsteile“ erläuterte der Ge-

setzgeber in der Begründung zur neuen Vorschrift. Demnach beinhaltet die Regelung 

Flächen, die nach § 34 BauGB zu beurteilen sind, sowie bebaute Flächen, die nach § 30 

Abs. 1, 2 BauGB zu beurteilen sind.83 Diese Erklärung vergrößert den Umfang der For-

mulierung „im Zusammenhang bebaute Ortsteile“, welche generell rechtlich nur für § 34 

BauGB Anwendung findet. Entscheidend ist dabei jedoch, dass die Flächen an bebaute 

Gebiete anschließen und im Außenbereich gemäß § 35 BauGB liegen. Zudem müssen 

die Flächen nicht im Siedlungsbereich vorhanden sein, da diese Einschränkung vom 

Gesetzgeber nicht ausdrücklich benannt wurde.84  

Der sachliche Anwendungsbereich zielt gemäß § 13b BauGB auf die Begründung der 

Zulässigkeit von Wohnnutzungen. Durch diese Bestimmung wird die Absicht des Ge-

setzgebers, nämlich den Wohnungsbau zu erleichtern, deutlich.85 Zu dem Begriff des 

Wohnens, Auslegungen zur Wohnnutzung und Bestimmungen zum „Reinen Wohnge-

biet“ äußerte sich das BVerwG im Beschluss vom 25. März 1996. Demnach zeichnet 

sich das Wohnen unter anderem durch eine auf Dauer angelegte Häuslichkeit, Selbst-

gestaltung der Haushaltsführung sowie Freiwilligkeit des Aufenthalts aus. Weiterhin 

legte das Gericht fest, dass eine gewisse Betreuung und Pflege der Einwohner in Ge-

bäuden den Begriff des Wohnens nicht ausschließen.86 Wohnnutzungsähnliche Institu-

tionen wie Seniorenwohnheime werden daher der Wohnnutzung zugeordnet, sodass sie 

in den Geltungsbereich von § 13b BauGB fallen. Im Gegensatz dazu werden Ferienwoh-

nungen und Flüchtlingsunterkünfte von § 13b BauGB nicht erfasst, weil bei diesen Ein-

richtungen die genannten Merkmale des Wohnens nicht im Mittelpunkt stehen. Die Aus-

weisung eines Baugebietes mit überwiegender Gewerbenutzung scheidet aufgrund der 

benannten Zielsetzung prinzipiell aus. Beispiele hierfür bilden das „Gewerbegebiet“ ge-

mäß § 8 BauNVO und das „Industriegebiet“ nach § 9 BauNVO. Insgesamt fehlt allerdings 

                                                

82 Vgl. Krautzberger, ZfBR 2017, S. 645. 
83 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 47. 
84 Vgl. Krautzberger, ZfBR 2017, S. 645. 
85 Vgl. Grotefels, UPR 2018, S. 324. 
86 Vgl. BVerwG, Beschluss vom 25.03.1996, Az. 4 B 302/95. 
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im Gesetz eine klare Bestimmung, welche Baugebietskategorien als Art der baulichen 

Nutzung für die Wohnnutzung festgesetzt werden können.87 

Der zeitliche Anwendungsbereich von § 13b BauGB ist befristet. Für die förmliche Ein-

leitung des beschleunigten Verfahrens bietet der Gesetzgeber eine zeitlich begrenzte 

Möglichkeit bis zum 31. Dezember 2019. Der darauffolgende Satzungsbeschluss muss 

bis zum 31. Dezember 2021 stattfinden. Aus dieser Bestimmung folgt allerdings keine 

Verpflichtung zur Durchführung eines Aufstellungsbeschlusses. Erfolgt die Beendigung 

des Verfahrens erst nach dem 31. Dezember 2019, hat der Plangeber im Zweifel nach-

zuweisen, dass das Verfahren bereits vor dem Fristende förmlich eingeleitet wurde. Für 

die Erbringung dieses Nachweises genügt die Bekanntmachung gemäß § 13a Abs. 3 

BauGB, die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 i. V. m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB 

oder die Aufforderung zur Stellungnahme laut § 4 Abs. 2 BauGB. Der dazugehörige Be-

bauungsplan kann auch nach dem 31. Dezember 2021 ausgefertigt und bekanntge-

macht werden. Diese Regelung gilt entsprechend für ein zusätzliches Verfahren.88 

Neben den räumlichen, sachlichen und zeitlichen Anwendungsbereich können auch wei-

tere Bedingungen geprüft werden. Als spezielle Anwendungsvoraussetzungen fungieren 

insbesondere § 1 Abs. 4 BauGB und § 1a Abs. 2 BauGB. § 1 Abs. 4 BauGB regelt die 

Anpassungspflicht an die Ziele der Raumordnung. Diese Pflicht muss die Gemeinde bei 

der Anwendung von § 13b BauGB einhalten. Eine Herausforderung stellt beispielweise 

eine landes- oder regionalplanerisch fixierte Begrenzung auf die Innenentwicklung als 

Ziel der Raumordnung dar. Diese Beschränkung würde nämlich eine Verwendung von 

§ 13b BauGB, der die Nutzung des Außenbereiches normiert, erschweren.89 § 1a Abs. 2 

BauGB beinhaltet hingegen die Bodenschutz- und Umwidmungssperrklausel, welche die 

zentrale Grundlage zur Reduzierung des Flächenverbrauchs bildet. § 13b BauGB stellt 

einen Widerspruch zu dieser Klausel dar, da durch die aufgestellten Bebauungspläne 

Außenbereichsflächen benutzt werden und somit eine Siedlungsflächenerweiterung 

stattfindet. Die Planung muss in der Abwägung den Anforderungen von § 1a Abs. 2 

BauGB gerecht werden und den Interessen der Bodenschutz- und Umwidmungssperr-

klausel überwiegen. In Bezug auf § 13b BauGB hat die Gemeinde daher zunächst die 

Innenentwicklungspotenziale zu ermitteln und danach die konkrete Standortwahl zu be-

gründen. Erfolgt diese Auseinandersetzung mit § 1a Abs. 2 BauGB nicht, besitzt die 

Planung einen Abwägungsfehler und eine Anwendung von § 13b BauGB scheidet aus.90  

                                                

87 Vgl. Grotefels, UPR 2018, S. 324. 
88 Vgl. Dillmann, NordÖR 2018, S. 304. 
89 Vgl. Arndt/Mitschang, ZfBR 2017, S. 743. 
90 Vgl. Arndt/Mitschang, ZfBR 2017, S. 743-744. 
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5.3.3 Rechtsfolgen der Neuregelung 

Zunächst besitzt die Kommune eine Wahlfreiheit zwischen den beschleunigten und nor-

malen Aufstellungsverfahren für einen Bebauungsplan. Die Entscheidung zugunsten ei-

nes Verfahrens muss die Gemeinde nicht begründen. Weiterhin hat der Einzelne oder 

der Vorhabensträger keinen Anspruch auf die Verwendung eines bestimmten Verfah-

rens.91 Gemäß § 13b BauGB finden als Rechtsfolge die Verfahrenserleichterungen nach 

§ 13a BauGB für das beschleunigte Verfahren Anwendung. Hierbei gelten aufgrund des 

Verweises in § 13a Abs. 2 BauGB auch die gelockerten Bestimmungen zum vereinfach-

ten Verfahren gemäß § 13 BauGB.92 

Die Erleichterungen im vereinfachten Verfahren sind in § 13 Abs. 2, 3 BauGB geregelt. 

§ 13 Abs. 2 BauGB beinhaltet als Verfahrensentlastungen insbesondere die Möglichkeit 

zum Verzicht auf die Unterrichtung und Erörterung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 

BauGB, die Wahlfreiheit zwischen einer Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und einer 

Aufforderung zur Stellungnahme der betroffenen Öffentlichkeit, sowie die Entschei-

dungsfreiheit zwischen der normalen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und einer 

Aufforderung zur Stellungnahme der berührten Behörden und sonstigen Trägern öffent-

licher Belange. Weitere Beschleunigungselemente enthält § 13 Abs. 3 BauGB. Im Rah-

men dieser Vorschrift ist unter anderem eine Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB, 

eine Erstellung des Umweltberichtes nach § 2a BauGB, eine Bekanntmachung der Arten 

verfügbarer Umweltinformationen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und eine Überwachung 

nach § 4c BauGB nicht erforderlich.93  

Die maßgeblichen Entlastungen im beschleunigten Verfahren sind in § 13a Abs. 2 

BauGB geregelt. Demnach kann die Aufstellung eines Bebauungsplans erfolgen, bevor 

der jeweilige Flächennutzungsplan angepasst wird. Weiterhin soll einem notwendigen 

Bedarf an Investitionen zur Organisation von Arbeitsplätzen, zur Bereitstellung von 

Wohnraum oder zur Realisierung von Infrastrukturvorhaben in der Abwägung in ange-

messener Weise Rechnung getragen werden. Bei einem Bebauungsplan gemäß § 13b 

BauGB, welcher auf die Errichtung von Wohnungen zielt, ist diese Bedingung meistens 

vorhanden. Als letzte Erleichterung entfällt die Notwendigkeit eines Ausgleiches für Ein-

griffe in die Natur gemäß § 1a Abs. 3 BauGB prinzipiell bei Bebauungsplänen nach § 13b 

BauGB, da ihre Grundfläche auf 10000 m² beschränkt ist und somit eine Verwendung 

von § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BauGB ausscheidet.94 

                                                

91 Vgl. Grotefels, UPR 2018, S. 325. 
92 Vgl. Jaeger in Spannowsky/Uechtritz, 2018, § 13b BauGB, Rn. 11. 
93 Vgl. Dillmann, NordÖR 2018, S. 304. 
94 Vgl. Krautzberger, ZfBR 2017, S. 646. 
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5.3.4 Vereinbarkeit mit dem EU-Recht 

Die Anwendung des beschleunigten Verfahrens im Rahmen von § 13b BauGB ermög-

licht insbesondere als Verfahrenserleichterung den Verzicht auf eine Umweltprüfung. 

Diese Neuregelung wird in der Literatur überwiegend als vereinbar mit dem Unionsrecht 

gewertet. Hierbei beziehen sich die Autoren auf ein Urteil vom EuGH.95 In diesem Urteil 

wurde keine Beeinträchtigung der Gültigkeit von Art. 3 Abs. 3 der Richtlinie 2001/42/EG 

im Hinblick auf die europäischen Regelungen und der Charta der Grundrechte der EU 

festgestellt. Art. 3 Abs. 3 dieser Richtlinie besagt unter anderem, dass Pläne, die die 

Verwendung „kleiner Gebiete auf lokaler Ebene“ festlegen, nur dann eine Umweltprü-

fung benötigen, wenn die Mitgliedstaaten als Folge erhebliche Umweltauswirkungen be-

stimmen. Die Bestimmung der Mitgliedsstaaten anhand einer Einzelprüfung oder durch 

Festlegung von Planarten richtet sich dabei nach Art. 3 Abs. 5 der Richtlinie. Zudem 

legte das Gericht den Begriff „kleine Gebiete auf lokaler Ebene“ in Art. 3 Abs. 3 der 

Richtlinie 2001/42/EG aus. Dieser Terminus ist demnach anhand der Fläche des betref-

fenden Gebiets zu definieren. Dabei muss die Bedingung vorliegen, dass dieses Gebiet 

im räumlichen Zuständigkeitsbereich der lokalen Behörde im Verhältnis zum vollständi-

gen Gebiet lediglich eine minimale Größe aufweist.96 Der deutsche Gesetzgeber war 

bereits bei der Erstellung von § 13a BauGB der Auffassung, dass die Überplanung einer 

Fläche von 20000 m² mit Art. 3 Abs. 3, 5 der EU-Richtlinie übereinstimmt. Deshalb gehen 

viele Autoren davon aus, dass die Flächenbegrenzung von 10000 m² gemäß § 13b 

BauGB ebenfalls vom Gesetzgeber als „kleines Gebiet auf lokaler Ebene“ eingestuft wird 

und somit als vereinbar mit dem EU-Recht gilt.97 

5.3.5 Wertung der Neuregelung 

In der Literatur finden sich vielfältige Kritiken zur Neueinführung von § 13b BauGB. Arndt 

und Mitschang sehen die Effektivität der Neuregelung unter Rücksichtnahme auf die 

Zielsetzung des Gesetzgebers, nämlich der Beseitigung des Wohnraummangels in Ver-

dichtungsräumen, als kritisch. Ihrer Meinung nach bildet § 13b BauGB nur ein flankie-

rendes Mittel, aufgrund der geringen zulässigen Grundfläche, um den prognostizierten 

Neubaubedarf von 350000 Wohnungen pro Jahr bis 2020 zu decken. Demgegenüber 

hat die neue Vorschrift für sie weitreichende systematischen Veränderungen im Bau-

recht zur Folge. Diese Veränderungen sind insbesondere die Beeinträchtigung vom 

Schutz des Außenbereiches und der Wegfall vom Ausgleich der Eingriffe. Daher neh-

men Arndt und Mitschang die Gemeinden in die Verantwortung, die neue Vorschrift in 

                                                

95 Vgl. Uechtritz, BauR 2018, S. 1647. 
96 Vgl. EuGH, Urteil vom 21.12.2016, Az. C-444/15. 
97 Vgl. Uechtritz, BauR 2018, S. 1647. 
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einem bedachten Maße anzuwenden. Generell zweifeln die Autoren jedoch an der Not-

wendigkeit von § 13b BauGB, da Kommunen bisher schon die Möglichkeit hatten Wohn-

nutzungen im Außenbereich zuzulassen. Für sie würdigte die Aufstellung der Bebau-

ungspläne im normalen Verfahren besonders die natürliche Qualität des Außenberei-

ches. Daher verstehen die Autoren nicht die Einführung von § 13b BauGB, welcher allen 

Kommunen, unabhängig von einem erhöhten Wohnraumbedarf, Erleichterungen ver-

spricht. Zudem bewerten sie die zeitliche Befristung kritisch, da der vorhabenbezogene 

Bebauungsplan, nach seiner ebenfalls geregelten Befristung, in beständiges Recht über-

nommen wurde. Eine ähnliche Entwicklung vermuten Arndt und Mitschang bei § 13b 

BauGB, da sich die Neuregelung ihrer Meinung nach großer Beliebtheit erfreuen wird.98 

Hofmeister beleuchtet in seinen Ausführungen § 13b BauGB auch sehr kritisch. Durch 

die neue Vorschrift werden erstmals Verfahrenserleichterungen des beschleunigten Ver-

fahrens auf den Außenbereich ausgestreckt. Die dabei verwendeten Beschleunigungs-

elemente, bestehend unter anderem aus dem Wegfall der Pflicht zur Umweltprüfung und 

zum Ausgleich für Eingriffe in die Natur, sind seiner Meinung nach rechtspolitisch unter 

Berücksichtigung des Flächeneinsparungsziels, Außenbereichsschutzes und Vorrangs 

der Innenentwicklung kritisch zu bewerten. Für ihn ist generell, aufgrund des engen 

räumlichen, sachlichen und zeitlichen Anwendungsbereiches, der Bedarf an § 13b 

BauGB nicht ersichtlich. Als Begründung führt er die fehlende Bezugnahme auf einen 

dringenden gegenwärtigen Wohnbedarf sowie ein vergleichbares Planungsbedürfnis 

auf. Für Hofmeister kann nicht das Ziel der Neuregelung sein, Kommunen ohne Wohn-

raumbedarf zu Aufstellungsbeschlüssen bis 31.12.2019 anzuregen, um sich somit die 

Vorzüge des beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB kurzfristig zu sichern.99 

Dillmann setzt sich mit § 13b BauGB ebenfalls überwiegend negativ auseinander. Zu-

nächst bemängelt er den Wegfall der Umweltprüfung, weil für ihn dadurch keine direkte 

Verfahrensbeschleunigung und Vereinfachung des Planverfahrens entsteht. Weiterhin 

ist für Dillmann der Verzicht auf den Ausgleich bei Eingriffen in die Natur nicht nachvoll-

ziehbar. Als Argument führt er an, dass der Begründungsansatz zu § 13a BauGB, näm-

lich die Innenentwicklung mithilfe konsequenter Anreize gegenüber den schneller zu ent-

wickelnden Außenbereichsflächen zu stärken, nicht auf die Neureglung übertragbar ist. 

Für ihn wirkt der Gesetzgeber prinzipiell mit der neuen Vorschrift seinen eigenen Nach-

haltigkeitszielen sowie den Zielsetzungen der letzten Jahre entgegen. Daher ist es sei-

ner Meinung nach nicht erstaunlich, dass das Flächenreduktionsziel von 30 ha pro Tag 

mit der neuen Veröffentlichung der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung um 10 

                                                

98 Vgl. Arndt/Mitschang, ZfBR 2017, S. 748-749. 
99 Vgl. Hofmeister, ZfBR 2017, S. 560. 



 

24 

Jahre aufgeschoben wurde. Insgesamt erwartet Dillmann bei der Anwendung von § 13b 

BauGB, dass die Kommunen die unbebaute Landschaft als begrenzte Ressource wert-

schätzen und die neuen Möglichkeiten verantwortungsbewusst einsetzen.100 

Die vorgestellten Meinungen bezüglich der Neueinführung von § 13b BauGB sind über-

wiegend negativ, sodass daher eine Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der 

Stadt“ nicht denkbar ist. Prinzipiell verstehen die Autoren nicht die Erforderlichkeit und 

den Anwendungsbereich von § 13b BauGB. Hierbei hätte der Gesetzgeber, insbeson-

dere nach Meinung von Hofmeister, nicht allen Kommunen und vor allem nicht Gemein-

den ohne erhöhten wohnnutzungsbezogenen Wachstumsdruck die Vorteile von § 13b 

BauGB gewähren sollen.101 Dieser Ansicht ist zu folgen, da die Wohnungsproblematik 

aufgrund des aktuellen Urbanisierungsprozesses häufig nur in den Großstädten auftritt. 

Eine Hauptursache der Urbanisierung bildet die Landflucht. Kleinere Kommunen sind 

daher von der Wohnungsproblematik zumeist nicht betroffen, da die Menschen gerade 

aus diesen Bereichen vermehrt in Richtung der Ballungsgebiete wegziehen.102 Somit 

wäre es sinnvoller gewesen, den Anwendungsbereich auf Städte mit einem nachgewie-

senen Wohnraumbedarf zu begrenzen, um nicht jeder Gemeinde die Vorzüge gemäß 

§ 13b BauGB zu gewähren. Zudem appellieren die Autoren an alle Kommunen zu einem 

sparsamen Einsatz der Neuregelung, um insbesondere die Umwelt zu schützen. Dieser 

Aspekt wird nachfolgend innerhalb der Planungsgrundsätze thematisiert. 

Im Rahmen der Planungsgrundsätze gemäß § 1 Abs. 5 BauGB wird unter anderem der 

Grundsatz „Nachhaltige städtebauliche Entwicklung“ tangiert. Einen wesentlichen Be-

standteil des Grundsatzes bildet der Aspekt der Nachhaltigkeit.103 Nach Dillmann kon-

terkariert der Gesetzgeber mit der neuen Vorschrift von § 13b BauGB seine eigenen 

Nachhaltigkeitsziele, was durch die Verschiebung des Flächenreduktionsziel um zehn 

Jahre deutlich wird.104 Der Meinung von Dillmann ist zu folgen, da die Neuregelung tat-

sächlich einen Gegensatz zum Flächenreduktionsziel darstellt. Durch § 13b BauGB wer-

den nämlich, wie in Kapitel 6.1.2 dargestellt, vorliegend neue Flächen im Außenbereich 

verwendet. Durch die Inanspruchnahme neuer Bereiche ist eine Flächeneinsparung ge-

mäß dem Flächenreduktionsziel nicht möglich, wodurch indirekt auch ein Widerspruch 

zum Planungsgrundsatz „Nachhaltige städtebauliche Entwicklung“ vorliegt. Ein Verstoß 

gegen den Planungsgrundsatz „Maßnahmen der Innenentwicklung“ ist ebenfalls denk-

bar. Demnach soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Handlungen der 

                                                

100 Vgl. Dillmann, NordÖR 2018, S. 306. 
101 Vgl. Hofmeister, ZfBR 2017, S. 560. 
102 Vgl. Hellriegel, gif im Fokus 2017, S. 5. 
103 Vgl. Finkelnburg et al., 2017, S. 57-58. 
104 Vgl. Dillmann, NordÖR 2018, S. 306. 



 

25 

Innenentwicklung erfolgen.105 Aufgrund der Neureglung von § 13b BauGB werden Au-

ßenbereichsflächen verwendet. Diese Einbeziehung ermöglicht eine Erweiterung der 

Stadt nach außen, wodurch insbesondere eine Außenentwicklung, wie in Kapitel 5.3.1 

angedeutet, ermöglicht wird. Diese Ausrichtung bildet einen maßgeblichen Gegensatz 

zum Planungsgrundsatz „Maßnahmen der Innenentwicklung“. Zudem ist die Einhaltung 

des Planungsgrundsatzes „Natürliche Lebensgrundlagen und allgemeiner Klimaschutz“ 

fraglich. Bei diesem Grundsatz steht vor allem der Umwelt-, Landschaft- und Klima-

schutz im Vordergrund.106 Aufgrund der Verfahrenserleichterungen entfällt bei der An-

wendung von § 13b BauGB, wie im Kapitel 5.3.4 beschrieben, insbesondere die Um-

weltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB. Durch den Wegfall werden beispielsweise die 

erheblichen Umweltauswirkungen nicht in einem Umweltbericht beschrieben und bewer-

tet. Somit ist anzunehmen, dass die verwendeten natürlichen Flächen im Außenbereich 

keinen optimalen Schutz erhalten und indirekt eine Beeinträchtigung des Umweltschut-

zes vorliegt. Hierbei ist die vorgestellte Meinung von Hofmeister zu berücksichtigen, wel-

cher ebenfalls den Wegfall der Umweltprüfung kritisch betrachtet.107 Prinzipiell ist damit 

ein Widerspruch zum Planungsgrundsatz „Natürliche Lebensgrundlagen und allgemei-

ner Klimaschutz“ wahrscheinlich. 

Innerhalb des Artikels vom BMUB wird unter anderem Teil B angesprochen. Darin bildet 

eine wesentliche Absicht die Schaffung von Wohnraum in wachsenden Städten.108 § 13b 

BauGB fördert die Erreichung dieses Ziels, da mithilfe der Neuregelung, wie in Kapitel 

5.3.2 erklärt, nur Bebauungspläne aufgestellt werden, welche die Zulässigkeit von 

Wohnnutzungen auf Flächen begründen. Dadurch kann zweifelsfrei neuer Wohnraum 

für die Bevölkerung zur Verfügung gestellt werden. Jedoch bildet hierbei die zulässige 

Grundfläche von 10000 m² eine Begrenzung. Durch die Beschränkung stellt die Neure-

gelung für Arndt und Mitschang nur ein flankierendes Instrument zur Errichtung von 

Wohnraum dar. Ihrer Meinung nach stehen dieser begrenzten Möglichkeit viele syste-

matische Veränderungen im Baurecht gegenüber.109 Dieser Position ist zuzustimmen, 

da unter anderem Widersprüche gegen die angesprochenen Planungsgrundsätze denk-

bar sind. Die Grundsätze gelten gemäß § 1 Abs. 5 BauGB als gesetzliche Zielvorgaben 

für die städtebauliche Planung.110 Daher ist anzunehmen, dass ihre Nichteinhaltung zu 

einer unerwünschten Stadtentwicklung führt und sich somit auch negativ auf das „Neue 

Zusammenleben in der Stadt“ auswirken könnte. Zudem wird im Teil A des Artikels vom 

                                                

105 Vgl. Finkelnburg et al., 2017, S. 60. 
106 Vgl. Finkelnburg et al., 2017, S. 59. 
107 Vgl. Hofmeister, ZfBR 2017, S. 560. 
108 Vgl. BMUB, S. 2. 
109 Vgl. Arndt/Mitschang, ZfBR 2017, S. 749. 
110 Vgl. Finkelnburg et al., 2017, S. 57. 
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BMUB die Umsetzung einer kompakten, integrierten und umweltfreundlichen Stadt ge-

fordert.111 Beispielsweise kann eine kompakte Stadt durch § 13b BauGB nicht erreicht 

werden. Die Neureglung bestimmt, wie in Kapitel 5.3.2 erläutert, die Einbeziehung von 

Außenbereichsflächen, wodurch sich eine Stadt vermutlich weiter ausdehnt und ihre 

kompakten Strukturen verliert. Der Schaffung einer umweltfreundlichen Stadt wider-

spricht § 13b BauGB ebenfalls. Aufgrund der Verfahrenserleichterungen entfällt, wie in 

Kapitel 5.3.3 dargestellt, unter anderem ein Ausgleich für die Eingriffe in die Natur nach 

§ 1a Abs. 3 BauGB. Die verwendeten Flächen können daher nicht mithilfe von Aus-

gleichsmaßnahmen gemäß § 1a Abs. 3 BauGB kompensiert werden. Somit werden ver-

mutlich nicht ausreichend natürliche Bereiche in der Stadt gewährleistet, welche einen 

umweltbewussten Gegensatz zur dichten Bebauung darstellen würden. Demnach wirkt 

die neue Vorschrift einer Umsetzung der angestrebten Stadt entgegen.  

Insgesamt wird § 13b BauGB in der Literatur sehr kritisch bewertet. Für die Autoren ist 

prinzipiell die Erforderlichkeit der Neuregelung nicht ersichtlich. In diesem Zusammen-

hang wäre eine Begrenzung des Anwendungsbereiches auf Kommunen mit einem er-

höhtem Wohnraumbedarf sinnvoll gewesen. Das angestrebte Ziel im Artikel vom BMUB, 

nämlich die Schaffung von Wohnraum, wird durch § 13 BauGB zweifelsfrei begünstigt. 

Jedoch steht die Möglichkeit im Konflikt zu essentiellen Grundsätzen des Baurechts und 

gewährleistet nicht die Umsetzung einer kompakten, integrierten und umweltfreundli-

chen Stadt. Daher ist eine Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“ durch 

die Einführung von § 13b BauGB nicht gegeben. 

5.4 Neue Abweichungsmöglichkeiten vom Gebot des Einfügens  

In diesem Kapitel erfolgt eine Untersuchung der neuen Regelung in § 34 Abs. 3a BauGB 

bezüglich der Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“. Die Anpassung 

wurde vom Gesetzgeber durch Art. 1 Nr. 18a der BauGB-Novelle 2017 vorgenommen. 

§ 34 BauGB regelt die Zulässigkeit von Vorhaben im unbeplanten Innenbereich. Dem-

nach ist ein Vorhaben in diesem Bereich realisierbar, wenn es sich nach Art und Maß 

der baulichen Anlage in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt. Weiterhin dürfen 

keine Beeinträchtigungen hinsichtlich der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse und 

des Ortsbildes vorliegen.112 Eine Ausnahmevorschrift vom Erfordernis des Einfügens bil-

det § 34 Abs. 3a BauGB. Diese Regelung dient der leichteren Erzielung einer baurecht-

lich vertretbaren Problemlösung in Gemengelagen und vergleichbaren Bereichen zur 

sachgerechten Erhaltung und Weiterentwicklung des gegenwärtigen Bestandes. In der 

                                                

111 Vgl. BMUB, S. 1. 
112 Vgl. Rabe et al., 2014, S. 165. 
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Praxis schließt § 34 Abs. 3a BauGB an die vorhandenen Schwierigkeiten in diesen Be-

reichen an, welche sich bei der Anwendung von § 34 BauGB sowie der Aufstellung von 

Bauleitplänen ergeben. Für die Genehmigung der Abweichung besitzt die Behörde einen 

Ermessensspielraum.113  

Die Einführung von § 34 Abs. 3a BauGB erfolgte mithilfe des Europarechtsanpassungs-

gesetzes Bau im Jahr 2004. Diese Vorschrift fand ursprünglich ausschließlich bei Ge-

werbe- und Handwerksbetrieben Anwendung, welche dadurch einen besonderen Be-

stands- und Weiterentwicklungsschutz erhielten. Der Anwendungsbereich von § 34 

Abs. 3a BauGB vergrößerte sich durch die Novellierungen aus den Jahren 2007 und 

2013 sowie letztendlich mit der BauGB-Novelle 2017.114 Aufgrund der Änderungen ge-

mäß der Städtebaurechtsnovelle kann im unbeplanten Innenbereich erstmals nach § 34 

Abs. 3a Nr. 1 BauGB bei Nutzungsänderungen baulicher Anlagen zu Wohnzwecken und 

unabhängig von der Vornutzung vom Gebot des Einfügens abgewichen werden. Diese 

Regelung bestand davor lediglich für Nutzungsänderungen von zulässigerweise erstell-

ten Gewerbe- und Handwerksbetrieben zu Wohnzwecken. Hierbei umfasst die neue 

Vorschrift ebenfalls Änderungen sowie Erneuerungen an der baulichen Anlage.115 Durch 

die Neuregelung kann gemäß § 34 Abs. 3a BauGB insbesondere eine Umnutzung von 

Schulen, Bahnhöfen und weiteren Gemeinbedarfseinrichtungen sowie von Kirchen und 

Flüchtlingsunterkünften zu Wohnzwecken vorgenommen werden.116 Somit steht nun 

überwiegend der Wohnungsbau im Fokus. Hintergrund dieser Ausrichtung stellt die Be-

wältigung des großen Wohnungsbedarfs vor allem im urbanen Raum dar. Dabei muss 

das Vorhaben weiterhin gemäß § 34 Abs. 3a Nr. 2 BauGB städtebaulich vertretbar und 

nach § 34 Abs. 3a Nr. 3 BauGB unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit öffentli-

chen Belangen vereinbar sein.117 

Die Bundesregierung nahm im Rahmen der Begründung zum Gesetzentwurf Stellung 

zu den Änderungen in § 34 Abs. 3a BauGB. Die Neuregelung dient demnach der Er-

leichterung des Wohnungsbaus. Bei der Anwendung der Vorschrift ist zudem das Ab-

standsgebot nach der Seveso-III-Richtlinie zu berücksichtigen.118 

Nachfolgend werden verschiedene Positionen zu den eingeführten Bestimmungen dar-

gestellt. Im Planspiel werden die neuen Abweichungsmöglichkeiten gemäß § 34 Abs. 3a 

BauGB als verständlich bewertet. Allerdings erkennen die Planspielkommunen keinen 

praktischen Nutzen an der damit verbundenen Erweiterung des Anwendungsbereiches. 

                                                

113 Vgl. Jarass/Kment, 2013, § 34 BauGB, Rn. 39-40. 
114 Vgl. Scheidler, GewArch Beilage WiVerw 2018, S. 107. 
115 Vgl. Battis et al., NVwZ 2017, S. 823. 
116 Vgl. Bunzel, ZfBR 2017, S. 225. 
117 Vgl. Bachmann, NJW-Spezial 2017, S. 556. 
118 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 49–50. 
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Als Begründung geben sie an, dass aufgrund der bisherigen Praxis kein Fall existiert, 

bei dem ein nach § 34 Abs. 1 BauGB nicht genehmigungsfähiges Vorhaben durch die 

Neuregelung in § 34 Abs. 3a BauGB zulässig wäre. Theoretische Anwendungsfälle bil-

den für die Kommunen unter anderem die Umnutzung von Kirchen, Jugendherbergen 

und Kindertagesstätten. In der Praxis werden diese Beispiele jedoch gemäß § 34 Abs. 1 

oder Abs. 2 BauGB genehmigt. Nach der Kommune Tübingen sei der Anwendungsbe-

reich deswegen auf gewerblich oder nicht zu Wohnzwecken geprägte Gemengelagen 

beschränkt, da eine Umnutzung zu Wohnungen in Gemengelagen mit vorhandener 

Wohnnutzung bereits derzeit nach § 34 Abs. 1 BauGB genehmigt wird.119 

Battis, Mitschang und Reidt beziehen sich ebenfalls in ihrer Bewertung auf die Praxis. 

Für sie hatte § 34 Abs. 3a BauGB bisher keine wirkliche praktische Relevanz. Daher 

können Battis, Mitschang und Reidt die Auswirkungen der neuen Abweichungsmöglich-

keiten vom Gebot des Einfügens auf die Wohnraumversorgung nicht einschätzen.120 

Portz beurteilt die Erweiterung von § 34 Abs. 3a BauGB als sinnvoll. Diese Bewertung 

bezieht er auf den Einzelfall, welcher als Grundlage ein sachgerecht ausgeübtes Ermes-

sen fordert. Weiterhin erinnert Portz bei der Anwendung an die Berücksichtigung des 

Abstandsgebotes sowie die Anforderungen an gesunde Lebensverhältnisse.121 

Insgesamt sind die Autoren überwiegend mit der Maßnahme einverstanden, sodass da-

her von einer Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“ auszugehen ist. Je-

doch zweifeln sie im Rahmen ihrer Ausführungen an der Bedeutung für die kommunale 

Praxis. In der Praxis könnte eine Umnutzung der vorstellbaren baulichen Anlagen zu 

Wohnzwecken, insbesondere nach Aussagen des Planspiels, überwiegend mithilfe von 

§ 34 Abs.1 BauGB realisiert werden.122 Dieser Meinung ist zu folgen, da neue Wohnge-

bäude für zuziehende Personen vermutlich meistens in Gebieten mit einer bereits vor-

handenen Wohnbebauung verwirklicht werden. Innerhalb dieser Bereiche fügen sich 

dann die Vorhaben nach Art der baulichen Nutzung in die Eigenart der näheren Umge-

bung ein, sodass normalerweise § 34 Abs. 1 BauGB Anwendung findet. Lediglich in 

Ausnahmefällen werden Wohnungseinrichtungen in Gemengelagen mit einer sehr ge-

ringen Wohnbebauung hergestellt, wofür § 34 Abs. 3a BauGB nach Ansicht der Plan-

spielkommune Tübingen vorrangig gilt.123 Ein Beispiel hierfür bildet die Schaffung von 

Wohnungen in „Gewerbegebieten“. Da diese Ausnahme in der Praxis wahrscheinlich 

selten vorkommt, wird mehrheitlich § 34 Abs. 1 BauGB verwendet. 

                                                

119 Vgl. Planspiel, S. 88-89. 
120 Vgl. Battis et al., NVwZ 2017, S. 823. 
121 Vgl. Portz, Die Gemeinde SH 2017, S. 266. 
122 Vgl. Planspiel, S. 89. 
123 Vgl. Planspiel, S. 89. 
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Im Rahmen der Planungsgrundsätze wird insbesondere der Grundsatz „Maßnahmen der 

Innenentwicklung“ berücksichtigt. Nach diesem Grundsatz soll die städtebauliche Ent-

wicklung vor allem durch Handlungen der Innenentwicklung stattfinden.124 Bei der vor-

liegenden Maßnahme des Gesetzgebers handelt es sich um eine Erweiterung der Ab-

weichungsmöglichkeiten vom Gebot des Einfügens. Diese Regelung gilt ausschließlich, 

wie vorhergehend dargestellt, für Vorhaben im unbeplanten Innenbereich gemäß § 34 

BauGB. Daher erfolgt überwiegend die Nutzung von Flächen innerhalb der Gemeinden. 

Es findet somit im Umkehrschluss keine Inanspruchnahme von Außenbereichsflächen 

und keine Außenentwicklung statt, wodurch die natürlichen Flächen im Außenbereich 

geschützt werden. Es ist anzunehmen, dass die Neuregelung Kommunen generell an-

reizt, wie vorher beschrieben, vorrangig im Innenbereich neuen Wohnraum für die Be-

völkerung zu schaffen. Diese Absichten entsprechen unstrittig dem Planungsgrundsatz 

„Maßnahmen der Innenentwicklung“. 

In Bezug auf den Artikel vom BMUB wird vor allem der Teil B, worin die Schaffung von 

Wohnraum ein wesentliches Ziel darstellt, von der Neuregelung in § 34 Abs. 3a BauGB 

angesprochen.125 Diese Vorschrift ermöglicht eine Abweichung vom Erfordernis des Ein-

fügens bei der Nutzungsänderung baulicher Anlagen zu Wohnzwecken. Dadurch kann 

beispielsweise, wie vorhergehend erklärt, die Umnutzung einer Schule oder Kirche zu 

Wohnzwecken erfolgen. Somit erhalten die Kommunen durch die Änderung eine weitere 

Möglichkeit, wodurch sie leichter neuen Wohnraum für die Bevölkerung bereitstellen 

können, ohne die Anforderungen von § 34 Abs. 1 BauGB einhalten zu müssen. Diese 

Absicht verdeutlicht ebenfalls die Begründung innerhalb des Gesetzesentwurfes, wo-

nach die Maßnahme der Erleichterung des Wohnungsbaus dienen soll.126 Insbesondere 

die Großstädte könnten davon profitieren, um die wachsende Bevölkerung mit entspre-

chendem Wohnraum zu versorgen. Durch die Neuregelung wird somit ein wesentlicher 

Schwerpunkt des Artikels vom BMUB begünstigt.  

Insgesamt wird durch die Erweiterung von § 34 Abs. 3a BauGB die Schaffung des drin-

gend notwendigen Wohnraums befördert. Jedoch sehen die Autoren, aufgrund der bis-

herigen Praxis, keine entscheidende praktische Relevanz der Maßnahme. Da diese Än-

derung aber theoretisch nützlich erscheint, ihr keine Grundsätze des Baurechts entge-

genstehen und die Erreichung eines wesentlichen Ziels innerhalb des Artikels vom 

BMUB unterstützt wird, ist eine Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“ 

mehrheitlich zu bejahen. 

                                                

124 Vgl. Finkelnburg et al., 2017, S. 60. 
125 Vgl. BMUB, S. 2. 
126 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 49. 
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6 Änderungen in der BauNVO 

Im Rahmen der Bachelorarbeit erfolgt nun eine Analyse der ausgewählten Maßnahmen 

in der BauNVO hinsichtlich der Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“. 

Diese Betrachtung beinhaltet prinzipiell eine Darstellung der vorgenommenen Anpas-

sung sowie eine Beurteilung auf Grundlage der Autorenmeinungen, der Planungsgrund-

sätze und des Artikels vom BMUB. 

6.1 Einführung des „Urbanen Gebietes“ 

Die neue Baugebietskategorie „Urbane Gebiete“ gemäß § 6a BauNVO wurde vom Ge-

setzgeber durch Art. 2 Nr. 3 der BauGB-Novelle 2017 eingefügt. Innerhalb der Untersu-

chung findet unter anderem eine nähere Betrachtung der Festsetzungsmöglichkeiten 

sowie eine Analyse und Bewertung des Baugebietes statt. Die flankierenden Änderun-

gen in der TA Lärm zum „Urbanen Gebiet“ sind nicht Bestandteil dieser Bachelorarbeit. 

6.1.1 Festsetzung und Darstellung des „Urbanen Gebietes“ 

Im ersten Abschnitt der BauNVO werden die Darstellungs- und Festsetzungsmöglichkei-

ten der Art der baulichen Nutzung im Flächennutzungsplan sowie im Bebauungsplan 

thematisiert. Ein abschließender Katalog von Baugebietskategorien gemäß § 1 

Abs. 2 i. V. m. §§ 2 bis 11 BauNVO bildet darin den Schwerpunkt. Mithilfe dieser Kate-

gorien verdeutlicht die Verordnung insbesondere die Kriterien an gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse sowie das Bestreben nach einer verbrauchernahen Versorgung der 

Bevölkerung.127 Durch die BauGB-Novelle 2017 erfolgte die Aufnahme des „Urbanen 

Gebietes“ gemäß § 6a BauNVO in den Baugebietskatalog. Hierdurch erhalten die Ge-

meinden nun die Möglichkeit im Rahmen der Bauleitplanung das „Urbane Gebiet“ als 

Baugebiet in Bebauungsplänen festzusetzen und in Flächennutzungsplänen darzustel-

len. Die Festsetzung im Bebauungsplan erfolgt gemäß §§ 1 Abs. 2 Nr. 7, Abs. 3 S. 1 

BauNVO. Hingegen bildet § 1 Abs. 1 BauNVO i. V. m. § 5 Abs. 2 BauGB die Grundlage 

für die Darstellung dieser Baugebietskategorie im Flächennutzungsplan.128 

6.1.2 Analyse des „Urbanen Gebietes“ 

Die Baugebietsregelung zum „Urbanen Gebiet“ ist in § 6a BauNVO enthalten. Abs. 1 der 

Norm stellt die Zweckbestimmung vom Baugebiet dar. Im Rahmen der Vorschrift sind 

die allgemein zulässigen Nutzungen in Abs. 2 und die ausnahmsweise zulässigen 

                                                

127 Vgl. Aschke in Ferner et al., 2013, § 1 BauNVO, Rn. 1. 
128 Vgl. Hornmann in Spannowsky et al., 2018, § 6a BauNVO, Rn. 1-2  
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Nutzungen in Abs. 3 bestimmt. Abschließend enthält Abs. 4 verschiedene spezielle Dif-

ferenzierungsmöglichkeiten.129 Nachfolgend werden die einzelnen Absätze analysiert.  

Das „Urbane Gebiet“ dient nach seiner Zweckbestimmung gemäß § 6a Abs. 1 S. 1 

BauNVO dem Wohnen sowie der Unterbringung von Gewerbebetrieben und anderen 

Einrichtungen. Anhand dieser Zweckbestimmung unterscheidet sich das „Urbane Ge-

biet“ nicht wesentlich vom „Mischgebiet“. Jedoch sind die Nutzungsmöglichkeiten im „Ur-

banen Gebiet“ weiter gefasst, da in dieser Baugebietskategorie auch soziale, kulturelle 

und andere Einrichtungen zulässig sind. Einen grundlegenden Unterschied zum „Misch-

gebiet“ enthält weiterhin § 6a Abs. 1 S. 2 BauNVO. Diese Regelung besagt, dass die 

Nutzungsmischung nicht gleichgewichtig sein muss. Im „Mischgebiet“ hingegen wird 

eine Gleichwertigkeit und Gleichgewichtigkeit von Wohnen und nicht störenden Ge-

werbe vorausgesetzt.130 Diese Grundsatzentscheidung wurde vom BVerwG im Urteil 

vom 04. Mai 1988 getroffen. Im Rahmen des Urteils entschied das Gericht auf die Ver-

sagung der Zulassung eines Einzelhandelbetriebes. Der zusätzliche Einzelhandelsbe-

trieb hätte das gebotene, quantitative Mischungsverhältnis von Wohnen und nicht we-

sentlich störendem Gewerbe im „Mischgebiet“ gestört und somit der Eigenart des Bau-

gebietes widersprochen.131 Da die Gleichgewichtigkeit im „Urbanen Gebiet“ nicht gefor-

dert ist, erhalten hierdurch die Gemeinden die Option ein städtebauliches Ziel gemäß 

§ 6a Abs. 1 S. 1 BauNVO in den Mittelpunkt ihrer Planungen zu setzen. Dabei fungiert 

als Voraussetzung allerdings stets, dass die Wohnnutzung nicht wesentlich gestört wird. 

Diese Begrenzung ist identisch zur Regelung im „Mischgebiet“. Somit besteht für Ge-

werbebetriebe und andere Einrichtungen im „Urbanen Gebiet“ eine generelle Pflicht zur 

Rücksichtnahme auf die Wohnnutzungen.132 

Der Katalog der allgemein zulässigen Nutzungen im „Urbanen Gebiet“ beinhaltet nach 

§ 6a Abs. 2 BauNVO Wohn-, Geschäfts- und Bürogebäude, Einzelhandelsbetriebe, 

Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige Ge-

werbebetriebe und Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sport-

liche Zwecke. Weiterhin sind in diesem Baugebiet ausnahmsweise zulässig laut § 6a 

Abs. 3 BauNVO nicht kerngebietstypische Vergnügungsstätten sowie Tankstellen. Die 

beiden Kataloge stimmen weitestgehend mit den Regelungen aus dem „Mischgebiet“ 

überein. Jedoch ist im „Mischgebiet“ das Verzeichnis für die allgemein zulässigen Nut-

zungen gemäß § 6 Abs. 2 BauNVO noch umfangreicher formuliert. Dieses Register um-

fasst nämlich zusätzlich Gartenbaubetriebe, Tankstellen sowie nicht kerngebietstypische 

                                                

129 Vgl. Schlotterbeck et al., 2017, S. 32. 
130 Vgl. Schink, NVwZ 2017, S. 1642. 
131 Vgl. BVerwG, Urteil vom 04.05.1988, Az. 4 C 34/86. 
132 Vgl. Schink, NVwZ 2017, S. 1642. 
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Vergnügungsstätten. Gartenbaubetriebe sind im „Urbanen Gebiet“, aufgrund ihres rela-

tiven hohen Flächenverbrauchs, weder allgemein noch ausnahmsweise erlaubt. Eine 

ähnliche Begründung kann für die Eröffnung von Tankstellen herangezogen werden. 

Tankstellen sind nach § 6a Abs. 3 Nr. 2 nur ausnahmsweise zulässig, da die Flächen im 

„Urbanen Gebiet“ mehrheitlich für höherwertige innerstädtische Nutzungen vorbehalten 

bleiben sollen.133 

Verschiedene spezielle Differenzierungsmöglichkeiten zum „Urbanen Gebiet“ sind in 

§ 6a Abs. 4 BauNVO enthalten. Diese Optionen stellen ein zusätzliches Mittel zu den 

allgemeine Regelungen gemäß § 1 Abs. 4 bis 10 BauNVO dar. Mithilfe der Möglichkeiten 

kann das Ziel einer kleinteiligen Grundstücksnutzung planerisch erfasst werden. Im Ge-

gensatz zu den entsprechenden Vorschriften im „Besonderen Wohngebiet“ nach § 4a 

Abs. 4 BauNVO und im „Kerngebiet“ gemäß § 7 Abs. 4 BauNVO ist das Vorliegen be-

sonderer städtebaulicher Gründe als Bedingung zur Nutzung dieser Möglichkeiten nicht 

notwendig.134 § 6a Abs. 4 Nr.1 BauNVO bietet die Option eine Wohnnutzung im Erdge-

schoss an der Straßenseite nicht oder nur ausnahmsweise zuzulassen. Diese Alterna-

tive kennzeichnet besonders ein „Urbanes Gebiet“, da hier die Unterbringung von La-

dengeschäften hauptsächlich in den lärmbelasteten Bereichen eines Gebäudes erfolgt. 

Die Wohnnutzung hingegen erstreckt sich über die weiteren Teile des Gebäudes. § 6a 

Abs. 4 Nr. 2 BauNVO erlaubt die Festsetzung, dass Wohnungen nur oberhalb eines im 

Bebauungsplan bestimmten Geschosses zulässig sind. Demzufolge können für das Erd-

geschoss keine Wohnnutzungen festgesetzt werden. Diese Regelung passt ebenfalls zu 

einem klassischen „Urbanen Gebiet“, da in diesem Gebiet überwiegend die gewerbli-

chen Nutzungen im Erdgeschoss vorhanden sind. § 6a Abs. 4 Nr. 3 BauNVO bietet ein 

Instrument, mit dem festgesetzt werden kann, dass ein bestimmter Anteil der Geschoss-

fläche für Wohnnutzungen zu verwenden ist. Die Regelung verdeutlicht, dass im „Urba-

nen Gebiet“ insbesondere die Wohnnutzung eine zentrale Rolle einnimmt. Das Gegen-

stück zu der Norm bildet § 6a Abs. 4 Nr. 4 BauNVO. Diese Vorschrift gestattet Festset-

zungen, nach denen ein gewisser Anteil der Geschossfläche für gewerbliche Nutzungen 

in Anspruch zu nehmen ist.135 Anwendung finden die vorgestellten Regelungen prinzipi-

ell bei der detaillierten Ausgestaltung eines konkreten „Urbanen Gebietes“. Hierbei kön-

nen die einzelnen Alternativen in Bezug auf dasselbe Gebäude und dieselbe Fläche 

kombiniert werden. Zudem ist eine Begrenzung der Festsetzungen auf bestimmte Teile 

eines Gebietes zulässig.136 

                                                

133 Vgl. Battis et al., NVwZ 2017, S. 824. 
134 Vgl. Hornmann in Spannowsky et al., 2018, § 6a BauNVO, Rn. 59-60. 
135 Vgl. Scheidler, GewArch 2017, S. 324. 
136 Vgl. Hornmann in Spannowsky et al., 2018, § 6a BauNVO, Rn. 61. 
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6.1.3 Eingeschränkte „Urbane Gebiete“ 

Im Rahmen vom „Urbanen Gebiet“ besteht die Möglichkeit eines eingeschränkten Bau-

gebietes. Diese Entscheidung traf das BVerwG bezüglich eines „Gewerbegebietes“, wo-

rin lediglich Gewerbe- und Handwerksbetriebe, die das Wohnen nicht wesentlich stören, 

sowie Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude zulässig waren. Die begrenzte Zu-

sammensetzung entsprach nach Auffassung vom Gericht noch der allgemeinen Zweck-

bestimmung des „Gewerbegebietes“, und damit wurde die Möglichkeit eines einge-

schränkten Baugebietes bejaht.137 Im „Urbanen Gebiet“ könnte das Instrument wahr-

scheinlich bei der Reduzierung von Immissionskonflikten zur Anwendung kommen. Für 

die Erreichung dieser Absicht würden nur bestimmte Arten von Gewerbebetrieben zuge-

lassen werden. Allerdings muss bei dieser Einschränkung noch die Zweckbestimmung 

des „Urbanen Gebietes“ erhalten bleiben, welche sich gerade durch eine erhöhte Zuläs-

sigkeit von Immissionen und eine Nutzungsmischung auszeichnet. Zudem darf kein „Eti-

kettenschwindel“ auftreten. Dieser Schwindel liegt dann vor, wenn sich das „Urbane Ge-

biet“ aufgrund der Ablehnung bestimmter Gewerbenutzungen zu stark an das „Mischge-

biet“ oder das „Allgemeine Wohngebiet“ angleicht.138 

6.1.4 Anwendungsfelder des „Urbanen Gebietes“ 

Das „Urbane Gebiet“ gemäß § 6a BauNVO kann generell auf einen bebauten oder un-

bebauten Bereich festgesetzt werden. Diese Möglichkeit bildet einen Unterschied zum 

„Besonderen Wohngebiet“ gemäß § 4a BauNVO. Diese Baugebietskategorie kommt 

hauptsächlich nur auf bebauten Flächen zur Anwendung. Prinzipiell werden „Urbane Ge-

biete“ im Innenstadtbereich der Kommunen vorzufinden sein. Allerdings können sie auch 

rechtmäßig am Stadtrand oder auf der „grünen Wiese“ liegen. Die Festsetzung von „Ur-

banen Gebieten“ ist weiterhin auf bestehenden Gewerbegebietsflächen sowie neben 

„Gewerbegebieten“ denkbar. In bereits existierenden Wohn-, Misch- oder Geschäfts-

quartieren könnten im Rahmen des „Urbanen Gebietes“ Neubauten auf ungenutzten Flä-

chen entstehen oder bestehende Bauten zu Wohnzwecken umgenutzt werden.139  

„Urbane Gebiete“ haben insbesondere für dicht besiedelte Großstädte sowie Ballungs-

zentren in städtebaulichen Umbruchsituationen eine wesentliche Bedeutung. Im Gegen-

satz dazu spricht die neue Baugebietskategorie weniger die kleinen Städte und die länd-

lichen Kommunen an.140 

                                                

137 Vgl. BVerwG, Beschluss vom 15.04.1987, Az. 4 B 71/87. 
138 Vgl. Schink, NVwZ 2017, S. 1645. 
139 Vgl. Franßen, ZUR 2017, S. 534-535. 
140 Vgl. Scheidler, GewArch 2017, S. 321. 
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6.1.5 Begründung des Gesetzgebers 

Die Begründung zur neuen Baugebietskategorie „Urbane Gebiete“ im Gesetzentwurf 

knüpft bei der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung an. Die Absicht der Strate-

gie ist die Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme. Auf dieser Grundlage hatten 

auch die beiden Städtebaurechtsnovellen von 2007 und 2013 das Ziel, die Innenent-

wicklung gegenüber einer Nutzung von Flächen „auf der grünen Wiese“ zu stärken. Nach 

der Auffassung des Gesetzgebers hat die vermehrte Konzentration auf Innenentwick-

lungspotenziale den Fokus ebenfalls auf Nutzungskonkurrenzen und konfligierende In-

teressensansprüche zu richten, die bei einer zunehmenden Verdichtung in Innenstadt-

bereichen entstehen können. Für diese Konfliktlagen möchte die Bundesregierung den 

städtebaulichen Handlungsspielraum der Kommunen vergrößern.141 Die neue Bauge-

bietskategorie „Urbane Gebiete“ soll dabei, gemäß der Begründung im Gesetzentwurf, 

den Kommunen das Planen und Bauen in innerstädtischen Gebieten erleichtern. Zudem 

erfolgt hiermit die Bereitstellung eines Instrumentes zur Verwirklichung einer „Stadt der 

kurzen Wege“. Nach der Intention des Gesetzgebers ermöglicht die neue Baugebietska-

tegorie eine räumliche Nähe von wichtigen Funktionen wie Wohnen, Arbeiten, Versor-

gung und Erholung sowie gleichzeitig eine stärkere Verdichtung. Dadurch wird die Errei-

chung der Ziele, nämlich die Vermeidung von Verkehr und die Förderung eines lebendi-

gen öffentlichen Raumes, begünstigt. Neben der Einführung des „Urbanen Gebietes“ 

gemäß § 6a BauNVO werden flankierende Regelungen im § 17 BauNVO sowie in der 

TA Lärm vorgenommen.142  

6.1.6 Wertung des „Urbanen Gebietes“ 

In der Literatur finden sich vielfältige Bewertungen zur neuen Baugebietskategorie „Ur-

bane Gebiete“, welche nachfolgend kurz dargestellt werden. Scheidler bezieht sich in 

seiner Betrachtung zunächst auf das alte Leitbild der räumlichen Trennung der Funktio-

nen, insbesondere von Wohnen und Gewerbe. Seiner Meinung nach enthalten weiterhin 

zu viele Baugebietskategorien der BauNVO dieses Leitbild, welches nach Scheidler in 

vielen Bereichen überholt ist und daher unerwünschte Entwicklungen in den Kommunen 

zur Folge hat. Demnach sind die Städte zwar tagsüber belebt aufgrund des regen Ge-

schäftslebens, drohen aber abends nach Geschäftsschluss zu veröden. In diesem Zu-

sammenhang nimmt Scheidler Bezug auf die Vorstellung des Gesetzgebers, wonach die 

Städte der Zukunft anders aussehen müssen. Zur Umsetzung dieser Idee erfolgte die 

Einführung des „Urbanen Gebietes“, womit eine Stadtentwicklung, welche auf weniger 

                                                

141 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 32. 
142 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 56. 
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Flächenverbrauch ausgerichtet ist, vorangetrieben werden kann. Zudem soll mithilfe die-

ser neuen Baugebietskategorie die Schaffung von Wohnraum, die Verwirklichung der 

„Stadt der kurzen Wege“ und die Herstellung einer flexibleren Nutzungsmischung gelin-

gen. Scheidler sieht diese Zielsetzungen des Gesetzgebers als realisierbar an, da seiner 

Meinung nach bereits viele Baugebiete existieren, welche nun vom „Urbanen Gebiet“ 

nach § 6a BauNVO rechtlich dargestellt werden. Insgesamt befürwortet Scheidler das 

„Urbane Gebiet“, weil mit diesem Baugebiet eine funktionale, soziale und ästhetische 

Mischung in der Stadt festgehalten wird.143  

Im Gegensatz zum vorherigen Beitrag beleuchtet Franßen das „Urbane Gebiet“ in ihrem 

Artikel tendenziell negativ. Sie erkennt prinzipiell keinen Grund für die Eilbedürftigkeit 

der Neuregelung, welche das Planen und Bauen in den Kommunen grundlegend revo-

lutioniert. Ihrer Meinung nach werden große Bereiche des Stadtgebietes den Vorausset-

zungen der neuen Baugebietskategorie entsprechen. Aufgrund der Universalität hat das 

„Urbane Gebiet“ kein wirkliches Gestaltungspotenzial, wodurch sie einen Gegensatz 

zum bodenrechtlichen Auftrag gemäß § 1 Abs. 3 BauGB sieht. Für die kommunalen Pla-

ner hingegen könnte das Baugebiet laut Franßen besonders interessant sein, da es von 

den Nutzern sowie der Umgebung erhebliche Toleranzen verlangt. Die Bereiche für „Ur-

bane Gebiete“ sollten für sie nur innerhalb der kommunalen Gesamtplanungskonzeption 

festgestellt werden, um somit eine Vermeidung von negativen Entwicklungen zu gewähr-

leisten. Für Franßen verlaufen städtebauliche Entwicklungen in Wellen. Dieser Verlauf 

findet analog zu wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Veränderungen statt. Sie hält es 

demnach für wahrscheinlich, dass nach dem derzeitigen Urbanisierungsprozess wieder 

Phasen der Stadtflucht auftreten. Daher muss, ihrer Meinung nach, die Planung voraus-

schauend und regional ausgeglichen sein. Hierbei ist auch der Aspekt der Nachhaltigkeit 

zu berücksichtigen. Vor diesem Hintergrund beurteilt Franßen die neue Baugebietskate-

gorie nach § 6a BauNVO als übereilt und die Diskussion von möglichen städtebaulichen 

sowie umweltrechtlichen Nachwirkungen als nicht ausreichend.144 

Schink bewertet das „Urbane Gebiet“ hingegen positiv. Seiner Meinung nach hat der 

Gesetzgeber mit der neuen Vorschrift eine Baugebietskategorie erzeugt, welche im Rah-

men der Bauleitplanung eine Nutzungsmischung in einer „Stadt der kurzen Wege“ ver-

wirklichen kann. Besonders passend ist diese Kategorie damit für großstädtische Struk-

turen. Weiterhin bewertet er die speziellen Differenzierungsmöglichkeiten gemäß § 6a 

Abs. 4 BauNVO als sinnvoll. Seiner Meinung nach kann die Gemeinde mit diesen Mög-

lichkeiten die Wohnnutzung und gewerbliche Nutzung optimal zusammenführen. Schink 

                                                

143 Vgl. Scheidler, GewArch 2017, S. 324-325. 
144 Vgl. Franßen, ZUR 2017, S. 538–539. 
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hofft generell, dass das „Urbane Gebiet“ die Erwartungen in den Großstädten erfüllt und 

in der Praxis einen Beitrag zur Herstellung lebenswerter durch Nutzungsmischung ge-

kennzeichneter Stadtstrukturen leistet. Bei einer optimalen Anwendung der neuen Bau-

gebietskategorie würde nach Schink dem Ziel der Innenentwicklung und der Reduzie-

rung der Flächenneuinanspruchnahme sowie der Entwicklung der Wohnbedürfnisse von 

wesentlichen Teilen der Bevölkerung entsprochen werden.145 

Die Meinungen in der Literatur hinsichtlich des „Urbanen Gebietes“ sind überwiegend 

positiv, daher scheint eine Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“ möglich. 

Besonders gelungen sehen die Autoren die nun mögliche flexible Nutzungsmischung in 

den Städten. Weiterhin halten sie eine Umsetzung des neuen Baugebietes für sehr rea-

listisch. Lediglich Franßen beurteil das „Urbane Gebiet“ negativ, da für sie nach dem 

aktuellen Urbanisierungsprozess eine Phase der Stadtflucht folgen könnte und deshalb 

der Gesetzgeber die Konsequenzen der Neuregelung nicht ausreichend erörtert hat.146 

Dieser Ansicht ist zu widersprechen. Der aktuelle Urbanisierungsprozess bildet schon 

seit vielen Jahren einen zentralen Bestandteil innerhalb der Gesamtentwicklung von 

Deutschland. Bereits 2015 im Artikel vom BMUB wurde die Problematik der Urbanisie-

rung detailliert erläutert.147 Zudem stellt das Leitbild „Stadt der kurzen Wege“ im Rahmen 

der Abhandlung im Auftrag des Umweltbundesamtes von 2011 eine wesentliche Grund-

lage für die heutige Stadtentwicklung dar.148 Auf diese seit Jahren vorhandenen Aspekte 

hat der Gesetzgeber mit der BauGB-Novelle 2017 reagiert. Insbesondere die Verwirkli-

chung des Leitbildes wird innerhalb der Begründung, wie in Kapitel 6.1.5 dargestellt, 

explizit diskutiert. Daher kann davon ausgegangen werden, dass eine tiefgründige Aus-

einandersetzung mit der Neuregelung erfolgte. Weiterhin ist auch ein Ende des Urbani-

sierungsvorgangs nicht absehbar. Studien belegen, dass Großstädte wie Frankfurt und 

Berlin bis 2035 zwischen 11% und 15 % wachsen.149 Die neue Vorschrift ist deshalb 

ebenfalls als sehr zukunftsweisend zu betrachten. Sollte allerdings danach eine Phase 

der Stadtflucht eintreten, wird der Gesetzgeber vermutlich mit neuen Maßnahmen im 

Rahmen einer weiteren BauGB-Novelle versuchen diesen Prozess zu steuern. 

Bei den Planungsgrundsätzen wird von der Neuregelung speziell der Grundsatz „Nach-

haltige städtebauliche Entwicklung“ berührt. Darin bildet die Nachhaltigkeit einen we-

sentlichen Aspekt.150 Mit dem Aspekt der Nachhaltigkeit ist indirekt auch das Ziel der 

Innenentwicklung, nämlich die Konzentration auf Innenentwicklungspotenziale zu legen, 

                                                

145 Vgl. Schink, NVwZ 2017, S. 1646. 
146 Vgl. Franßen, ZUR 2017, S. 538-539. 
147 Vgl. BMUB, S. 1. 
148 Vgl. Leitkonzept, S. 22-23. 
149 Vgl. Hellriegel, gif im Fokus 2017, S. 5. 
150 Vgl. Finkelnburg et al., 2017, S. 57-58. 
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und das Ziel der Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme verbunden.151 Insbe-

sondere diesen beiden Zielen trägt das „Urbane Gebiet“ nach Schink Rechnung.152 Der 

Ansicht von Schink ist grundsätzlich zu folgen. Die neue Baugebietskategorie soll näm-

lich, wie in Kapitel 6.1.4 dargestellt, vorrangig in den Innenstadtbereichen der Großstädte 

liegen. Die Kommunen werden also indirekt aufgefordert zunächst die Innenstädte effi-

zient zu nutzen. Damit erhält die Innenentwicklung prinzipiell einen Vorzug gegenüber 

der Außenentwicklung. Das Ziel der Innenentwicklung wird daher begünstigt. Da das 

„Urbane Gebiet“ überwiegend im benannten Innenstadtbereich vorzufinden ist, werden 

im Umkehrschluss auch keine neuen Flächen außerhalb der Stadt verwendet. Der Au-

ßenbereich bleibt damit vor städtebaulichen Eingriffen geschützt. Auch in der Innenstadt 

können, wie in Kapitel 6.1.4 beschrieben, mehrheitlich bereits genutzte Bereiche für das 

„Urbane Gebiet“ festgesetzt werden. Somit werden allgemein im Innen- und Außenbe-

reich weniger neue Fläche in Anspruch genommen. Dem Ziel der Reduzierung der Flä-

chenneuinanspruchnahme wird deshalb entsprochen. Da das „Urbane Gebiet“ beiden 

Zielen gerecht wird, berücksichtigt die Neuregelung auch indirekt den Planungsgrund-

satz „Nachhaltige städtebauliche Entwicklung“. 

Im Artikel vom BMUB berücksichtigt die neue Baugebietskategorie „Urbane Gebiete“ 

hauptsächlich Teil A. Darin stellt das Leitbild „Stadt der kurzen Wege“ einen wichtigen 

Schwerpunkt dar. Die Städte in der Zukunft sollen überwiegend nach diesem Leitbild 

aufgebaut werden.153 Die „Stadt der kurzen Wege“ zeichnet sich insbesondere durch 

eine wohnungsnahe Ausstattung mit Versorgungs-, Erholungs- und Arbeitsangeboten 

sowie durchmischte Funktionen aus.154 Diese zentralen Merkmale erfüllt das „Urbane 

Gebiet“. Aufgrund der Zweckbestimmung gemäß § 6a Abs. 1 BauNVO können in diesem 

Baugebiet unter anderem Wohn-, Gewerbe- und Kultureinrichtungen realisiert werden. 

Zudem ermöglichen die umfangreichen Verzeichnisse in § 6a Abs. 2, 3 BauNVO vielfäl-

tige Nutzungsmöglichkeiten. Dadurch wird im „Urbanen Gebiet“ eine Nutzungsmischung 

erzeugt, welche aufgrund der nicht erforderlichen Gleichgewichtigkeit, wie in Kapitel 

6.1.2 erklärt, von der Gemeinde flexibel gesteuert werden kann. In diesem Zusammen-

hang ist die Position von Scheidler zu berücksichtigen, welcher ebenfalls die flexible 

Nutzungsmischung betont und das „Urbane Gebiet“ als funktionale Mischung innerhalb 

der Stadt bezeichnet.155 Durch die realisierbare Nutzungsmischung kann das neue Bau-

gebiet alle, für die Bewohner notwendigen, Einrichtungen des alltäglichen Lebens ent-

halten. Dadurch werden die oben benannten zentralen Merkmale einer „Stadt der kurzen 

                                                

151 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 32. 
152 Vgl. Schink, NVwZ 2017, S. 1646. 
153 Vgl. BMUB, S. 1. 
154 Vgl. Leitkonzept, S. 22 
155 Vgl. Scheidler, NVwZ 2017, S. 324-325. 
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Wege“ gewährleistet. Da dieses Leitbild für die neuen Städte essentiell ist und einen 

wichtigen Aspekt im Artikel vom BMUB bildet, begünstigt das „Urbane Gebiet“ zweifels-

frei das „Neue Zusammenleben in der Stadt“. 

Insgesamt bewerten die Autoren in der Literatur die neue Baugebietskategorie überwie-

gend positiv, wobei sie insbesondere die damit verbundene flexible Nutzungsmischung 

hervorheben. Das „Urbane Gebiet“ begünstigt weiterhin das Ziel der Innenentwicklung 

und das Flächenreduktionsziel. Die realisierbare Nutzugsmischung ermöglicht in der 

Stadt eine wohnungsnahe Ausstattung mit Arbeits-, Versorgungs- und Erholungsange-

boten. Da somit ein wesentliches Merkmal vom Leitbild „Stadt der kurzen Wege“ erfüllt 

wird, welches eine große Bedeutung für die Städte der Zukunft hat, ist durch das „Urbane 

Gebiet“ definitiv eine Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“ erreicht. 

6.2 Festlegung der Maßobergrenzen für das „Urbane Gebiet“ 

In diesem Kapitel erfolgt eine Untersuchung der neuen Festlegungen in § 17 BauNVO 

hinsichtlich der Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“. Diese Änderung 

nahm der Gesetzgeber mithilfe von Art. 2 Nr. 6 der BauGB Novelle 2017 vor. 

§ 17 Abs. 1 BauNVO enthält Obergrenzen, welche die Kommune bei der Darstellung 

des Nutzungsmaßes im Flächennutzungsplan und der Festsetzung des Nutzungsmaßes 

im Bebauungsplan berücksichtigen müssen. Obergrenzen werden vereinbart bezüglich 

der Grundflächenzahl, Geschossflächenzahl und Baumassenzahl. Jedes Baugebiet be-

sitzt einen bestimmten Wert hinsichtlich der benannten Zahlen als Obergrenze.156 Eine 

Überschreitung der Obergrenzen darf nur gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO erfolgen. Als 

Voraussetzung für eine Überschreitung müssen unter anderem städtebauliche Gründe 

vorliegen. Weiterhin soll die vorgenommene Abweichung auch nicht zu einer Beeinträch-

tigung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse führen.157 

Durch die BauGB-Novelle 2017 hat der Gesetzgeber für die neue Baugebietskategorie 

„Urbane Gebiete“ gemäß § 6a BauNVO als Obergrenzen eine Grundflächenzahl von 0,8 

und eine Geschossflächenzahl von 3,0 festgelegt. Diese vereinbarten Werte gewährleis-

ten im Gegensatz zu „Wohngebieten“ sowie zu „Mischgebieten“ eine wesentlich höhere 

Baudichte. Hinsichtlich des Baugebietes „Kerngebiete“ gemäß § 7 BauNVO erfolgt eine 

Annäherung bezüglich der Grundflächenzahl und eine Übereinstimmung bezüglich der 

Geschossflächenzahl. Die hohe Baudichte kann mit der unterschiedlichen Nutzungsmi-

schung, welche im „Urbanen Gebiet“ auch möglich ist, kombiniert werden. Durch den 

realisierbaren Verzicht auf eine gleichgewichtige Nutzungsmischung können für den 

                                                

156 Vgl. König in König et al., 2014, § 17 BauNVO, Rn. 1. 
157 Vgl. Weiß in Jäde et al., 2013, § 17 BauNVO, Rn. 10. 
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daraus resultierenden höheren Anteil an Wohnnutzungen die erhöhten Baudichten Wirk-

samkeit haben, sogar weitergehend als im „Reinen Wohngebiet“, „Allgemeinen Wohn-

gebiet“ und „Mischgebiet“.158 

Eine Stellungnahme zur neuen Festlegung in § 17 BauNVO erfolgte innerhalb der Be-

gründung zum Gesetzentwurf. Demnach verlangen nach Ansicht der Bundesregierung 

kurze Wege im „Urbanen Gebiet“ eine größere bauliche Dichte. Aus diesem Grund legte 

der Gesetzgeber ein erhöhtes Maß der baulichen Nutzung für „Urbane Gebiete“ im Ge-

gensatz zu den meisten anderen Baugebieten in der BauNVO fest.159 

Nachfolgend werden die Rezensionen aus der Literatur bezüglich der Änderung in § 17 

BauNVO dargestellt. Schink betrachtet die Neuregelung im Hinblick auf die Zielstellun-

gen. Dabei betont er zunächst, dass die Obergrenzen höher liegen als in anderen Bau-

gebieten. Seiner Ansicht zufolge dient diese Festlegung dem Ziel, die Innenbereichsnut-

zung durch Intensivierung zu stärken. Weiterhin soll damit, nach Schink, den charakte-

ristisch gemischten und verdichteten Nutzungsstrukturen eines „Urbanen Gebietes“ 

Rechnung getragen werden.160 

Hellriegel bezieht sich in seinem Beitrag zu den neuen Bestimmungen in § 17 BauNVO 

ebenfalls auf die Zielsetzungen. Zunächst stellt er klar, dass die festgelegten Werte eine 

deutlich höhere bauliche Dichte ermöglichen. Für ihn berücksichtigen die Obergrenzen 

damit die Erreichung der mit dem „Urbanen Gebiet“ verbundenen Absichten, insbeson-

dere der Schaffung von Wohnraum ohne Versieglung neuer Flächen. Zudem ermögli-

chen sie den Kommunen mehr Flexibilität bei der Bebauung des stark verdichteten In-

nenbereiches.161 Weiterhin äußert er Bedenken gegenüber den Befürwortern einer Er-

höhung der Obergrenze der Grundflächenzahl auf 1,0 und der damit verbundenen ech-

ten Nachverdichtung. Nach Hellriegel gehört demnach zu einem gesunden Wohnen 

auch eine angemessene Grünfläche. Bei Sonderformen des Wohnens wie beispiels-

weise das Studentenwohnen, wo dieser Aspekt keine wichtige Rolle spielt, bietet für ihn 

§ 17 Abs. 2 BauNVO eine zweckmäßige Abweichungsregelung.162 

Für Nicolai bilden die neuen Festlegungen innerhalb von § 17 BauNVO eine logische 

Anpassung zur Einführung der neuen Baugebietskategorie „Urbane Gebiete“ gemäß 

§ 6a BauNVO. Seiner Meinung nach ist die Bestimmung der Obergrenzen verständlich, 

da die Novelle das „Neue Zusammenleben in der Stadt“ ermöglichen möchte. Hierbei 

werden die darin enthaltenen Aspekte des Zusammenrückens und der Begrenzung der 

                                                

158 Vgl. Söfker in Ernst et al., 2018, § 17 BauNVO, Rn. 17. 
159 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 58. 
160 Vgl. Schink, NVwZ 2017, S. 1646. 
161 Vgl. Hellriegel, gif im Fokus 2017, S. 7. 
162 Vgl. Hellriegel, gif im Fokus 2017, S. 8. 
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Flächenneuinanspruchnahme auf der grünen Wiese berücksichtigt. Nach Nicolai können 

durch die neuen Obergrenzen innerstädtische Bereiche verdichtet bebaut werden.163 

Die Positionen der Autoren hinsichtlich der Festlegung der Maßobergrenzen beziehen 

sich mehrheitlich auf die generellen Zielsetzungen vom „Urbanen Gebiet“ sowie der 

BauGB-Novelle 2017. Die vereinbarten Obergrenzen tragen nach Ansicht der Autoren 

überwiegend zur Erreichung der Ziele bei, wodurch eine Stärkung des „Neuen Zusam-

menlebens in der Stadt“ möglich erscheint. Weiterhin gibt es auch Befürworter einer Er-

höhung der zulässigen Grundflächenzahl auf 1,0. Die vorgeschlagene Anhebung kriti-

siert Hellriegel in seinem Beitrag, weil für ihn zu einem gesunden Wohnen auch ein ge-

wisses Maß an Grün gehört.164 Dieser Position ist zu folgen. Bei einer Obergrenze der 

Grundflächenzahl von 1,0 dürfte die gesamte Fläche eines Grundstückes überbaut wer-

den. Damit würde zwar eine optimale Nutzung der Fläche erreicht werden, jedoch wäre 

eine Erhaltung von natürlichen Bereichen, wie beispielsweise Grünflächen, innerhalb 

des Baugebietes nicht möglich. Im „Urbanen Gebiet“ steht, nach der Zweckbestimmung 

gemäß § 6a Abs. 1 BauNVO, vor allem die Wohnnutzung im Vordergrund. Anzunehmen 

ist, dass ein Großteil der Bevölkerung dabei in gesunden Wohnverhältnissen leben 

möchte. Dazu gehören ebenfalls die benannten Grünflächen, welche die Qualität des 

Wohnens durch eine wahrscheinlich bessere Sauerstoffversorgung sowie einen höheren 

Erholungsfaktor aufwerten würden. Aufgrund dieser Aspekte ist eine Anhebung der 

Grundflächenzahl auf 1,0 nicht zu befürworten. 

Im Rahmen der Planungsgrundsätze gemäß § 1 Abs. 5 BauGB wird insbesondere der 

Grundsatz „Maßnahmen der Innenentwicklung“ berücksichtigt. Nach diesem Grundsatz 

soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Handlungen der Innenentwicklung 

erfolgen.165 Die festgelegten Obergrenzen für die Grundflächenzahl und Geschossflä-

chenzahl leisten hierzu einen entscheidenden Beitrag. Nach Schink soll damit das Ziel 

erreicht werden, die Innenbereichsnutzung durch Intensivierung zu stärken.166 Dieser 

Ansicht ist generell zu folgen. Mithilfe der Grenzwerte können nämlich im „Urbanen Ge-

biet“ 80 % der Grundstückfläche bebaut werden. Weiterhin darf die Fläche aller Ge-

schosse dreimal so groß sein wie das Grundstück.167 Diese Festlegungen ermöglichen 

eine intensive Nutzung der Flächen im „Urbanen Gebiet“, welches sich zumeist, wie im 

Kapitel 6.1.4 dargestellt, im Innenstadtbereich der Kommunen befindet. Damit werden 

die Gemeinden durch die Neuregelung in § 17 BauNVO indirekt aufgefordert vorrangig 

                                                

163 Vgl. Nicolai, NordÖR 2017, S. 376. 
164 Vgl. Hellriegel, gif im Fokus 2017, S. 8. 
165 Vgl. Finkelnburg et al., 2017, S. 60. 
166 Vgl. Schink, NVwZ 2017, S. 1646. 
167 Vgl. Hellriegel, gif im Fokus 2017, S. 7. 
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den Innenbereich intensiv zu nutzen und den Außenbereich für eine Bebauung zu mei-

den. Die Innenentwicklung erhält also einen Vorrang vor der Außenentwicklung. Somit 

wird der Planungsgrundsatz „Maßnahmen der Innenentwicklung“ eingehalten. 

Im Artikel vom BMUB spricht die Neuregelung in § 17 BauNVO speziell Teil A an. In 

diesem Teil steht das Leitbild „Stadt der kurzen Wege“ im Mittelpunkt. Demnach soll bei 

den Städten in der Zukunft das Leitbild umgesetzt werden.168 Ein wesentliches Merkmal 

des Leitbildes bildet eine kompakte Siedlungsgestaltung. Innerhalb der Stadt benötigen 

die Nutzer daher zwischen den einzelnen Einrichtungen des alltäglichen Lebens nur 

kurze Wege.169 Die festgelegten Obergrenzen für das „Urbane Gebiet“ gemäß § 17 

BauNVO ermöglichen, wie vorher dargestellt, eine sehr hohe bauliche Dichte im Ver-

gleich zu anderen Baugebieten. Dadurch ist eine Reduzierung der Abstände zwischen 

den einzelnen Gebäuden vorstellbar. Im Zusammenspiel mit der flexiblen Nutzungsmi-

schung im „Urbanen Gebiet“ gemäß § 6a Abs. 1 BauNVO können die Bewohner des 

Baugebiets demnach alle wohnungsnahen Angebote in kurzen Wegen erreichen. Hier-

bei ist auf die Begründung des Gesetzgebers hinzuweisen, wonach die kurzen Wege 

eine hohe bauliche Dichte benötigen, welche durch die festgelegten Obergrenzen ge-

währleistet werden soll.170 Somit entsteht generell eine kompakte Siedlungsgestaltung, 

wie sie das Leitbild fordert. Daher wird durch die Festlegung der Maßobergrenzen für 

das „Urbane Gebiet“ ein wesentliches Merkmal der „Stadt der kurzen Wege“ erfüllt und 

somit ein Beitrag für das „Neue Zusammenleben in der Stadt“ geleistet. 

Insgesamt sind die Autoren in der Literatur der Auffassung, dass die festgelegten Maß-

obergrenzen der Erreichung der Zielsetzungen vom „Urbanen Gebiet“ dienen. Die Be-

fürwortung einer Anhebung der Grundflächenzahl auf 1,0 wird kritisch betrachtet hin-

sichtlich der Gewährung gesunder Wohnverhältnisse. Generell ermöglichen die neu fest-

gelegten Obergrenzen eine hohe bauliche Dichte, wodurch kurze Wege in der Stadt ge-

währleistet werden. Da hierdurch ein entscheidendes Merkmal des Leitbildes „Stadt der 

kurzen Wege“ umgesetzt wird, welches eine Grundlage für die Städte der Zukunft bildet, 

ist eine Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der Stadt“ durch die Maßnahme in 

§ 17 BauNVO zu befürworten.

                                                

168 Vgl. BMUB, S. 1. 
169 Vgl. Leitkonzept, S. 22. 
170 Vgl. BT-Drs. 18/10942, S. 58. 
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7 Fazit 

Die BauGB-Novelle 2017 besitzt als eine wesentliche Zielsetzung die Stärkung des 

„Neuen Zusammenlebens in der Stadt“. Im Rahmen der Bachelorarbeit wurden sechs 

ausgewählte Maßnahmen der Novelle anhand von Autorenmeinungen, der Planungs-

grundsätze und des Artikels vom BMUB hinsichtlich dieser Absicht untersucht. 

Zunächst erfolgte eine Bewertung der Änderungen im BauGB. Die Einbeziehung von 

Ausgleichsmaßnahmen in die Überwachung nach § 4c BauGB fördert die Erreichung 

der Zielsetzung, weil mithilfe der Ausdehnung eine bessere Gewährleistung natürlicher 

Flächen und die Umsetzung einer umweltfreundlichen Stadt gelingen kann. Die Klarstel-

lung in § 9 Abs 1 Nr. 24 BauGB bezüglich der Festsetzungsmöglichkeiten von Maßnah-

men zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche leistet hinge-

gen mehrheitlich keinen Beitrag zur Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der 

Stadt“, da diese Maßnahme nicht zur Reduzierung des entstehenden Lärms in der Stadt 

geeignet ist. Die Einführung von § 13b BauGB zur Einbeziehung der Außenbereichsflä-

chen in das beschleunigte Verfahren begünstigt ebenfalls nicht die Absicht des Gesetz-

gebers, weil die neue Vorschrift im Widerspruch zu wesentlichen Grundsätzen des Bau-

rechts steht und die Umsetzung einer kompakten, integrierten und umweltfreundlichen 

Stadt nicht unterstützt. Die neuen Abweichungsmöglichkeiten vom Gebot des Einfügens 

gemäß § 34 BauGB bilden wiederum einen Aspekt zur Erreichung der Zielstellung, da 

mithilfe dieser Alternativen die Schaffung des dringend benötigten Wohnraums in den 

Städten erfolgen kann. 

Weiterhin fand eine Beurteilung der Anpassungen in der BauNVO statt. Die Einführung 

des „Urbanen Gebietes“ gemäß § 6a BauNVO begünstigt maßgeblich den Zweck der 

Novelle, weil mit der flexiblen Nutzungsmischung im neuen Baugebiet eine wohnungs-

nahe Ausstattung mit Arbeit-, Versorgung- und Erholungsangeboten in der Stadt reali-

siert werden kann. Die festgelegten Maßobergrenzen bezüglich des „Urbanen Gebietes“ 

nach § 17 BauNVO fördern ebenfalls die Stärkung des „Neuen Zusammenlebens in der 

Stadt“, da mit den Obergrenzen eine hohe bauliche Dichte möglich ist, welche zu den 

angestrebten kurzen Wegen in der Stadt führt. 

Insgesamt ergibt die Analyse, dass vier von sechs ausgewählten Maßnahmen der Städ-

tebaurechtsnovelle die Zielsetzung begünstigen. Deshalb kann davon ausgegangen 

werden, dass die BauGB-Novelle 2017, im Rahmen der subjektiven Auswahl der Maß-

nahmen, mehrheitlich das „Neue Zusammenleben in der Stadt“ stärkt. Somit scheint der 

Gesetzgeber überwiegend effektive Änderungen im Baurecht getroffen zu haben, um 

den Urbanisierungsprozess und die dazugehörigen Herausforderungen, bestehend ins-

besondere aus der Schaffung von Wohnraum, bestmöglich zu koordinieren. 
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Wesentliche Erkenntnisse der Bachelorarbeit 

1. Die Änderung in § 4c BauGB stellt aufgrund der Einbeziehung von Ausgleichsmaß-

nahmen eine Erweiterung des Umfangs der Überwachung dar, wodurch der Umwelt-

schutz sowie die Umsetzung einer umweltfreundlichen Stadt gefördert wird. 

2. Die Neuregelung in § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB bezüglich der Festsetzungsmöglichkei-

ten von Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Ge-

räusche bietet eine Möglichkeit dem Ruhebedürfnis der Menschen zu entsprechen, 

führt allerdings nicht zur Reduzierung von Lärm in der Stadt. 

3. Die Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren gemäß 

§ 13b BauGB ermöglicht zwar die Schaffung von neuem Wohnraum in der Stadt, 

steht jedoch im Konflikt zu wichtigen Grundsätzen des Baurechts. 

4. Die neuen Abweichungsmöglichkeiten vom Gebot des Einfügens gemäß § 34 

Abs. 3a BauGB dienen der Schaffung von neuem Wohnraum, besitzen allerdings 

keine wirkliche praktische Relevanz. 

5. Das „Urbane Gebiet“ gemäß § 6a BauNVO ermöglicht eine flexible Nutzungsmi-

schung, wodurch in der Stadt eine wohnungsnahe Ausstattung mit Arbeits-, Versor-

gungs- und Erholungsangeboten realisiert werden kann. 

6. Die festgelegten Maßobergrenzen für das „Urbane Gebiet“ gemäß § 17 BauNVO 

ermöglichen eine hohe bauliche Dichte, wodurch kurze Wege in der Stadt erreicht 

werden können. 

7. Die BauGB-Novelle 2017 stärkt mehrheitlich das „Neue Zusammenlebens in Stadt“. 
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171 BauGB-Novelle 2017 vom 04. Mai 2017, BGBl. I S. 1057. 
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172 BMUB: Neues Zusammenleben in der Stadt vom 30. Oktober 2015. 
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